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1. Situationsbeschreibung und Analyse

1.1 Boden- und Flächenverbrauch durch Siedlung und Verkehr

Trotz einschlägiger gesetzlicher Vorgaben wird immer noch zu viel Boden verbraucht
und versiegelt. Entgegen den internationalen Vereinbarungen von Rio und den Folge-
konferenzen nimmt der Verbrauch an Flächen tendenziell sogar zu. In Deutschland
entspricht der Flächenverbrauch durch Siedlung und Verkehr jährlich einer Fläche so
groß wie der Bodensee.

In Baden-Württemberg nimmt die Siedlungs- und Verkehrsfläche um 12 ha pro Tag
zu. Diese Entwicklung geht fast ausschließlich zu Lasten der landwirtschaftlichen Flä-
che. Ein Flächenzugang zur Landwirtschaftsfläche aus Rekultivierung findet dagegen
nicht statt.

Soweit diese Flächen versiegelt werden ( knapp 50 %), sind sie unwiederbringlich ver-
loren (irreversible Verluste). Die nicht versiegelten Flächen (Abstandsflächen, öf-
fentliche Grünflächen etc.) büßen meist einen großen Teil ihres ökologischen Wertes
ein (eingeschränkt reversible Verluste).

Der Boden, die oberste Schicht der Erdoberfläche, ist ein nicht vermehrbares Gut. Er
entstand und entsteht in Jahrtausenden und stellt eine begrenzte Ressource mit viel-
fältigen Funktionen dar (vgl. § 2 Abs. 2 BBodSchG). So kann der Boden seine Funk-
tion als Puffer und Ausgleichskörper im natürlichen Wasser- und Stoffkreislauf nur er-
füllen, wenn er vor Veränderung und Versiegelung geschützt wird.

Die Flächennachfrage führt insbesondere in den Verdichtungsräumen zu Konflikten.
Dort befinden sich meist auch die besten Böden. Dadurch kommt es gerade dort zu
einer besonderen Verschärfung bei der Umnutzung landwirtschaftlicher Flächen. Der
Verlust an Flächen führt zwangsläufig zum Verlust der daran gebundenen Flurfunktio-
nen. Zunehmend werden auch höchst produktive Ackerstandorte, teils auch Wälder
mit herausragenden Waldfunktionen zur Ausweisung von Wohn- und Gewerbegebie-
ten in Anspruch genommen.

Damit gehen Böden endgültig verloren, die für eine nachhaltige regionale und sichere
Lebensmittelproduktion und die Erfüllung der vielfältigen Waldfunktionen unabdingbar
sind. Dies ist aus landwirtschaftlicher, aber auch aus gesamtökologischer Sicht
nachteilig.
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1.2 Minderung des Boden-/Flächenverbrauchs:
ein wesentliches Ziel der Landespolitik

Um die Flächeninanspruchnahme auf das unvermeidbare Maß zu beschränken enthält
der Landesentwicklungsplan (LEP) 2002 unter anderen die Ziele 3.1.2 (Konzentration
der Siedlungstätigkeit), 3.1.9 (Ausrichtung am Bestand, Vorrang der Innenentwicklung),
5.1.1 (Sicherung ausreichender Freiräume) und 5.3.2 (Erhaltung gut geeigneter Böden für
die Land- und Forstwirtschaft, Beschränkung der Eingriffe auf das Unvermeidbare). Diese
Ziele des LEP sind von allen öffentlichen Stellen bei raumbedeutsamen Planungen und
Maßnahmen als rechtsverbindliche Vorgaben zu beachten. Der politische Wille der Lan-
desregierung, diese Ziele zu verfolgen, drückt sich auch im Umweltplan Baden-
Württemberg aus, der von der Landesregierung im Dezember 2000 als Beitrag des Lan-
des zum Prozess der Agenda 21 von Rio beschlossen wurde. Er zeigt die Leitlinien auf,
an denen sich auch der Bodenschutz in den kommenden Jahren ausrichten soll2. Eine
"Interministerielle Arbeitsgruppe zur Reduzierung der Flächeninanspruchnahme"
hat sich ebenfalls mit dieser Fragestellung beschäftigt und am 9.2.2004 im Rahmen einer
Kabinettsvorlage einen Bericht vorgelegt.

1.3 Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Nutzflächen für den Eingriffsausgleich

Maßnahmen für den Ausgleich von Eingriffen in Natur und Landschaft finden (wie die
Eingriffe selbst) meist auf landwirtschaftlich mehr oder weniger hochwertigen Nutzflächen
statt. Dadurch wird die Landwirtschaft bei der Durchführung von Vorhaben und Bebau-
ungsplänen insofern doppelt betroffen, als neben der für den Eingriff erforderlichen Flä-
che weitere landwirtschaftliche Flächen für die Biotopneuanlage beansprucht werden o-
der die Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen Bewirtschaftungserschwernisse für die
Landwirte zur Folge haben.

Da landesweite Erhebungen zur Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Nutzflächen für
Ausgleichsmaßnahmen nicht vorliegen, ist der quantitative Nachweis dieser Auswirkun-
gen bisher nicht möglich. Die Landesanstalt für Umweltschutz erarbeitet derzeit ein Aus-
gleichsflächenkataster; damit soll zukünftig erkennbar werden, wie viele Flächen als Aus-
gleichsflächen in Anspruch genommen wurden und aus welcher Nutzung die Ausgleichs-
flächen stammen.

Unzweifelhaft ist, dass die Betroffenheit der Landwirtschaft auch durch die Ausgleichs-
und Ersatzmaßnahmen als gravierend empfunden wird. Dies liegt zum einen am Sum-
mationseffekt: landwirtschaftliche Fläche muss sowohl für den Eingriff als auch für den
Ausgleich herhalten. Zum anderen werden die Ausgleichsmaßnahmen häufig seitens der
Landwirte als ökologisch wenig zielführend betrachtet. Diese Kritik hat sich in der Ver-
gangenheit durchaus in manchen Fällen als berechtigt erwiesen (z.B. Pflanzung von
Streuobstbäumen ohne Sicherstellung der späteren Pflege).

Insofern ist es für die Zukunft notwendig, den gesetzlichen Verpflichtungen des natur-
schutz- und forstrechtlichen Ausgleichs bei gleichzeitig sparsamem Umgang mit für die
Landwirtschaft besonders geeigneten Flächen gerecht zu werden. Dies ist nur durch
eine qualitative Verbesserung der Maßnahmen und größere Flexibilität bei ihrer Anwen-
dung zu erreichen. Insgesamt muss dabei das Gesamtvorhaben bzw. die Gesamtpla-
nung im Auge behalten werden, also auch das Wechselspiel von Flächeninanspruch-
nahme durch den Eingriff und den Ausgleich. Wird nämlich zum Beispiel eine Trasse zur
Schonung der landwirtschaftlichen Flächen in den Wald verlegt, so ist - bedingt durch den

2 Umweltplan Baden-Württemberg; Ministerium für Umwelt und Verkehr 2000; Kapitel 1 und 6



Ministerium für Ernährung und Ländlichen Raum

- 5 -

erforderlichen funktionalen Ausgleich - möglicherweise der daraus resultierende Flächen-
anspruch für die Ausgleichsmaßnahme Aufforstung höher.

1.4 Nutzungskonflikte in Abhängigkeit von der Flächenbeschaffenheit

Aus den Daten des Statistischen Landesamtes lässt sich ablesen, dass die Landwirt-
schaftsfläche in Baden-Württemberg täglich um 16 ha abnimmt (die Daten beruhen auf
der tatsächlichen Nutzung, wie sie im Liegenschaftskataster (ALK) ausgewiesen sind).
Diese Verluste sind jedoch nicht nur der Zunahme von Siedlungs-/ Verkehrsflächen an-
zulasten; an landwirtschaftlich ungünstigen Standorten fallen auch Flächen aus der land-
wirtschaftlichen Nutzung und verbuschen (Sukzession), entwickeln sich zu Wald oder
werden aufgeforstet (200 - 300 ha/J Erstaufforstungen).

Diese Tatsache führt in der öffentlichen Diskussion häufig zu der Vermutung, dass genü-
gend landwirtschaftliche Flächen vorhanden sind. Dabei wird verkannt, dass die Flächen-
beschaffenheit der entscheidende Faktor ist. Diejenigen Flächen, die zunehmend brach-
fallen, sind Flächen, die sich unter den heutigen Rahmenbedingungen nicht mehr für die
landwirtschaftliche Nutzung unter ökonomischen Gesichtspunkten eignen. Diese Proble-
matik der Offenhaltung der Kulturlandschaft spielt sich in erster Linie auf extensiven
Grünlandflächen ab, da diese sich auf geringwertigen Böden befinden. Nach der Syste-
matik der Flurbilanz (Stufe 1), einer landesweiten Bewertung der Landwirtschaftsfläche
nach Kriterien der Bodengüte und der Bewirtschaftbarkeit, werden solche Flächen als
Grenzfläche oder Untergrenzfläche bezeichnet (= nicht landbauwürdige Flächen).

Während solches Grünland auf Grund seiner geringen Ertragsleistung und schwierigen
Bewirtschaftungsbedingungen bei den Landwirten auf immer weniger Interesse stößt, ist
Ackerland mit guter Bonität in vielen Regionen des Landes nur in geringem Umfang
vorhanden. Für die entwicklungsfähigen landwirtschaftlichen Betriebe mit meist hohem
Flächenbedarf wird es zunehmend schwieriger, derartige Flächen zu pachten bzw. zu
kaufen; betriebswirtschaftlich werden sie dadurch zum knappen Faktor. Bezüglich ihrer
Produktivität hochwertige Böden werden sich deshalb auch in Zukunft unter landwirt-
schaftlicher Nutzung befinden.

Die Flurbilanz weist die Böden mit hoher Bonität - ebene Flächen mit hoher Bodengüte -
als Vorrangfläche aus. Eingriffe, die den Entzug von solch wertvollem Ackerland zum In-
halt haben, werden als besonders schwerwiegend empfunden. Ein Ausgleich für den Ver-
lust solcher Böden ist nicht möglich, bestenfalls kommt ein Teilausgleich durch Ent-
siegelung oder Rekultivierung in Frage.

Das Ausmaß der Nutzungskonflikte wird also im wesentlichen durch die Flächenbe-
schaffenheit bestimmt. Zielsetzung dieses Arbeitspapiers ist es deshalb, Einsicht und
Verständnis dafür zu wecken, dass insbesondere der Ausgleich für Eingriffe nicht auf
landbaulich hochwertigen Flächen, sondern auf Flächen mit geringer Bodenbonität,
durch eine Aufwertung naturschutzfachlich hochwertiger Bereiche oder punktuelle Maß-
nahmen (vgl. 4.2) erfolgen sollte.
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2. Leitbilder und derzeitige Defizite bei der Umsetzung der
Eingriffsregelung

2.1 Leitbilder der Träger öffentlicher Belange

Aus Sicht der Landwirtschaftsverwaltung sollten unvermeidbare Eingriffe und deren
Ausgleich vorzugsweise dort erfolgen, wo im Planungsraum die landwirtschaftlich weniger
interessanten Flächen liegen. Dies sind in der Regel die Grenz- und Untergrenzflächen.
Die Bewertung der Flächen mit Hilfe der Flurbilanz leistet daher eine wertvolle Hilfestel-
lung bei der Auswahl potentieller Ausgleichsflächen.

Die Forstverwaltung ist nach den gesetzlichen Vorgaben gehalten, „den Wald ... zu 
erhalten und erforderlichenfalls zu mehren“. Dies gilt in besonderem Maße für Wald-
flächen mit besonderen Waldfunktionen, für Regionen mit geringen Waldanteilen und für
Wald in Verdichtungsräumen, die in aller Regel mittel- und langfristig eine negative Wald-
flächenbilanz aufweisen. Bei unvermeidbaren Waldinanspruchnahmen ist durch Festle-
gung geeigneter Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auf eine möglichst vollständige
Kompensation nachteiliger Auswirkungen der Waldumwandlung hinzuwirken. Dabei ist
der Bezug zwischen den durch die Umwandlung betroffenen Waldfunktionen und den
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sowohl in zeitlicher und räumlicher Sicht (Zeitpunkt
und Ort von Maßnahmen) als auch qualitativ (Waldfunktionen) zu beachten.

Die Naturschutzbehörden achten darauf, dass die Naturgüter und das Landschaftsbild
durch den Eingriff nicht in unzumutbarer Weise beeinträchtigt oder zerstört werden. Wei-
terhin beurteilen sie aus naturschutzfachlicher Sicht die geplanten und naturschutzrecht-
lich notwendigen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen.

Im Hinblick auf die Zielsetzung dieses Papiers ist in Zukunft deshalb verstärkt darauf zu
achten, Lösungen zu finden, die möglichst allen drei Belangen gerecht werden. Es be-
steht jedoch generelles Einvernehmen seitens der Landwirtschafts-, der Naturschutz- und
der Forstverwaltung, dass hochwertige landwirtschaftliche Flächen möglichst nicht
als Ausgleichsflächen in Anspruch genommen werden sollen.

2.2 Defizite bei der Beteiligung der Träger landwirtschaftlicher Belange

Bei Planungsverfahren, die mit einer Flächeninanspruchnahme verbunden sind, z.B. Bau-
leitplanung, Planfeststellungsverfahren, werden die Träger öffentlicher Belange beteiligt.
Für die Berücksichtigung der Belange im Planungsprozess ist der Zeitpunkt der Einbin-
dung in den Planungsprozess von nicht unerheblicher Bedeutung. Es ist daher von Seiten
der Vorhabensträger bzw. der federführenden Behörden darauf hinzuwirken, dass auch
die Träger landwirtschaftlicher Belange möglichst frühzeitig in die Planungen und das
Planungsverfahren eingebunden werden. Hierzu können Freiraumsicherungskonzepte
und agrarstrukturelle Vorplanungen beitragen, die schon in verschiedenen Kommunen
(z.B. Mannheim) erstellt werden.

Die beauftragten Planungsbüros verzichten auch oft darauf, bereits im Prozess der Pla-
nerstellung landwirtschaftliche Informationen einzuholen, oder stützen sich bezüglich
landwirtschaftlicher Grundlagen ausschließlich auf den Landschaftsplan, der oftmals hin-
sichtlich der Beurteilung der landwirtschaftlichen Belange keine ausreichende Grundlage
darstellt. Damit ist die erste Möglichkeit, die landwirtschaftlichen Belange bei der Erar-
beitung der landschaftspflegerischen Begleitpläne (Planfeststellungsverfahren) oder im
Rahmen der Erstellung von Bebauungsplänen umfassend einfließen zu lassen, bereits
vergeben.
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2.3 Defizite in den Planwerken

Je nach fachlicher Qualifikation der Planer und Leistungsumfang des Planungsbüros lässt
die Qualität der vorgelegten Planungen nach Ansicht der Landwirtschaft häufig zu wün-
schen übrig. Es werden oft nur Standardlösungen vorgelegt, die landwirtschaftliche Be-
lange zu wenig beachten und weitergehende Möglichkeiten am jeweiligen Standort nicht
ausreichend berücksichtigen. Vorrangiges Ziel der Planer und Planungsträger bleibt da-
bei oft nur die rechtskonforme Abarbeitung der Vorgaben des Naturschutzgesetzes und
der dazu ergangenen Rechtssprechung. Sinn und Zweck des Ausgleichs rückt dabei teil-
weise in den Hintergrund.

Die Büros sollten seitens der verfahrensführenden Behörden auf die Problematik ver-
stärkt aufmerksam gemacht und zu umfassender erarbeiteten Planungen unter Beach-
tung aller Belange, auch der landwirtschaftlichen, angewiesen werden.

2.4 Nichtbeachtung der landwirtschaftlichen Belange

Die mangelnde Beachtung der Belange der Landwirtschaft findet bereits bei der Be-
wertung der Eingriffe selbst statt und setzt sich dann meist bei der Flächenauswahl für
die Eingriffsregelung fort:

1. Der Untersuchungsgegenstand „Schutzgut Boden“ wird meist  aus Sicht des Natur-,
Wasser- oder Bodenschutzes behandelt. Hochwertigen Böden und damit auch ihren
Funktionen wird von den Planern meist die geringste ökologische Wertigkeit zu-
gewiesen. Der landwirtschaftliche Belang "Wert des Bodens nach Bodenschätzung"
wird häufig nicht beachtet, obwohl er auch von der Bodenschutzverwaltung unter dem
Gesichtspunkt der natürlichen Ertragsfähigkeit eingebracht wird. Oft wird der Verlust
von Böden mit z.B. 60 Bodenpunkten und mehr zwar festgestellt, aber keine Konse-
quenz hieraus gezogen. Für die Bewahrung eines funktionsfähigen Naturhaushalts
und als wesentlicher Teil unserer Kulturlandschaft sind auch die landwirtschaftlichen
Böden unverzichtbar. Mit der Flurbilanz (Stufe 1) liegt eine auch heute noch belastba-
re Auswertung der Reichsbodenschätzung im Hinblick auf die Ertragsfähigkeit vor.

2. Sowohl für die Land- aber auch die Forstwirtschaft haben diese Böden darüber hinaus
die Funktion als "Standort für Kulturpflanzen". Diese Funktion ist vor dem Ziel der
verbrauchernahen Erzeugung mit geringen ökologischen Belastungen durch Trans-
port (der zu weiterem Flächenverbrauch durch den Bedarf an Infrastruktur und Trans-
portwegen führt) bei einer nachhaltigen Gesamtbetrachtung keinesfalls zu vernach-
lässigen.

3. Darüber hinausgehenden agrarstrukturellen Belangen, die seitens der Landwirt-
schaft eingebracht werden (Besitzstruktur, Innere Verkehrslage, Schlaggröße/ Flä-
chenzuschnitt), wird häufig keine Beachtung geschenkt. Die häufig als Ersatzmaß-
nahme vorgeschlagene Extensivierung weiterer landwirtschaftlicher Flächen kann sol-
che Verluste nicht ausgleichen, sondern führt im Ergebnis zu einer weiteren Verknap-
pung der Flächen.

Bereits bei der Flächennutzungsplanung und der Zulassung von Einzelvorhaben ist des-
halb von Landwirtschaft und Bodenschutz bei den Vorhabensträgern einzufordern, dass
diese Belange gesondert zu bewerten sind und angemessen bei der Abwägung berück-
sichtigt werden. Dabei gilt es, nachfolgende Erfordernisse zu berücksichtigen.

2.5 Erfordernisse der Landwirtschaft an die Flächenbeschaffenheit
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Nur wettbewerbsfähige und marktorientiert wirtschaftende landwirtschaftliche Betriebe
sind langfristig in der Lage, den Agrarstandort Baden-Württemberg zu erhalten, die Kul-
turlandschaft zu pflegen und Arbeitsplätze im ländlichen Raum zu sichern und eine nach-
haltige, regionale und sichere Lebensmittelproduktion zu garantieren. Dies setzt aller-
dings voraus, dass der Landwirtschaft Böden mit hoher Bonität in entsprechendem Um-
fang, in entsprechender Schlaggröße und geeignetem Flurstückszuschnitt zur Verfügung
stehen.

Eine ökonomische und nachhaltige Landwirtschaft stellt bestimmte Anforderungen an die
zu bewirtschaftende Fläche. Wesentliches Eignungsmerkmal einer Fläche für die land-
wirtschaftliche Nutzung ist die Bodengüte und davon abgeleitet die natürliche Ertragsfä-
higkeit. Diese bemisst sich an der Bodenzahl gemäß Reichsbodenschätzung (Skala von
1-100 Pkte). Darüber hinaus sind weitere Kriterien der Bewirtschaftung (Innere Verkehrs-
lage, Schlaggröße, Flächenzuschnitt, Hof-Feldentfernung) zu bewerten. Daraus kann die
Landbauwürdigkeit der Flächen sachgerecht bewertet werden.

3. Planerische Instrumente zur Minderung der Umwidmung landwirt-
schaftlicher Nutzfläche

3.1 Die Landschaftsplanung als planerischer Vorlauf

Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung sieht als ersten Prüfschritt die Unterlassung
von vermeidbaren Beeinträchtigungen vor. Im Rahmen des konkreten Verfahrens zur Zu-
lassung eines Eingriffs ist jedoch die Vermeidung kaum noch realisierbar, da Projekt- und
Objektalternativen zu diesem Zeitpunkt nicht mehr zur Verfügung stehen. In diesem Sta-
dium sind nur noch marginale Änderungen möglich. Echte Vermeidungsmöglichkeiten
sind nur in vorlaufenden planerischen Verfahren ermittel- und umsetzbar. Dies bedeutet
für die Landwirtschaft, dass vorlaufende Planungsverfahren - im Regelfall ist dies die
Landschaftsplanung - so beeinflusst werden sollten, dass bereits dort der Flächen-
verbrauch durch Eingriffe minimiert wird. Dies reduziert die spätere Beanspruchung land-
wirtschaftlicher Nutzfläche durch Ausgleichsmaßnahmen.

Der von der Landesanstalt für Umweltschutz im Jahr 2000 veröffentlichte Leitfaden „Die 
naturschutzrechtliche Eingriffsregelung in der Bauleitplanung“ und das im Naturschutz-
Info 1/2002 veröffentlichte Merkblatt „Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung in der
Bauleitplanung und das Ökokonto“ (Naturschutz-Praxis, Eingriffsregelung, Merkblatt 3)
weisen darauf nachdrücklich hin und geben Anleitungen für die vorlaufende Planung.

Auch für Eingriffe, die auf der Grundlage der §§ 10 ff. NatSchG zugelassen werden (Au-
ßenbereichsvorhaben), ist der für die Eingriffsregelung in der Bauleitplanung beschrie-
bene planerische Vorlauf im Rahmen der Landschaftsplanung bei Auswahl der Aus-
gleichsflächen und Optimierung der Ausgleichsmaßnahmen eine wesentliche Grundlage.
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3.2 Planerischer Vorlauf auf der Ebene der Regionalplanung

Bereits auf der Ebene der Landschaftsrahmen- bzw. Regionalplanung können Vorgaben
für Ausgleichskonzepte auf regionaler Ebene entwickelt werden. Damit können beabsich-
tigte Eingriffe auf geringerwertige Flächen gelenkt und die Inanspruchnahme von Flächen
mit wertvoller Ausprägung einzelner Schutzgüter gemindert werden. Insbesondere für
Großprojekte der Infrastruktur ist die Planung auf dieser Ebene eine unverzichtbare Vor-
aussetzung für eine sinnvolle Anordnung und Ausgestaltung von Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen. An der Entwicklung regionaler Ausgleichskonzepte sollten die großen
Flächennutzer wie Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Naturschutz einerseits, Siedlung, Ver-
kehr und Erholung andererseits von Anfang an gleichberechtigt beteiligt sein.

3.3 Planerischer Vorlauf auf der Ebene der Bauleitplanung

Der Landschaftsplan sollte die planerische Grundlage zur Ausgleichsflächen- und Maß-
nahmenauswahl darstellen. Dazu sollte zunächst der zukünftige Ausgleichsbedarf auf-
grund der (trotz aller Vermeidungsmaßnahmen) zu erwartenden Eingriffe abgeschätzt
werden. Danach sollten "Suchräume" abgegrenzt werden, die mögliche Ausgleichsflä-
chen grob umreißen. Für diese Flächen sollten schutzgutbezogene Vorgaben zu ihrer
naturschutzfachlichen Aufwertung entwickelt werden. Dabei sollte angestrebt werden,
größere Flächen im Zusammenhang zu beplanen und ein Mosaik von unzusammenhän-
genden Einzelflächen zu vermeiden. Diese Konzeption könnte auch, soweit im Einzelfall
sinnvoll, bereits eine inhaltliche Vertiefung aufweisen, z.B. in Form eines Biotopvernet-
zungskonzepts oder einer Beweidungskonzeption (besondere Leistung nach § 2 Abs. 3
HOAI). Die planerische Sicherung der im Landschaftsplan dargestellten, für potentielle
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen geeigneten Flächen sollte durch Ausweisung im Flä-
chennutzungsplan erfolgen.

Im Wald werden sich derartige Ausgleichsmaßnahmen überwiegend auf Entwicklungs-
maßnahmen FFH-relevanter Lebensräume und Arten beziehen können. Neben einem
Landschaftsplan ist auch die Aufstellung einer Aufforstungssatzung der Gemeinde (§ 25a
LLG) zur Definition von Räumen geeignet, in denen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen
nach LWaldG umgesetzt werden können. Da sich eine Aufforstungssatzung materiell an
die Vorgaben des § 25 LLG halten muss, ist eine entsprechende Berücksichtigung der
landwirtschaftlichen Belange bei der Aufstellung gewährleistet.

Bereits auf dieser Ebene muss die Verfügbarkeit der Flächen eine wesentliche Rolle spie-
len. Sofern sich die Flächen nicht in öffentlicher Hand befinden, sollte die reale Ver-
fügbarkeit der Flächen schrittweise gesichert werden: sei es durch Kauf, Tausch, langfris-
tige Pacht, Dienstbarkeiten oder langfristige privatrechtliche Verträge.

Auch an der Entwicklung dieser Planungen sollten Landwirtschaft, Forstwirtschaft und
Naturschutz von Anfang an gleichberechtigt beteiligt sein. Wichtig dabei ist auch ein
sachgerechter Umgang mit den Betroffenen, insbesondere den Landnutzern. Hinweise
hierfür finden sich in dem Ergebnisbericht "Modellprojekt Landwirtschaft im Verdichtungs-
raum" von Prof. Küpfer, FHS Nürtingen (Anlage 4).

3.4 Qualifizierung der Planwerke (Kooperation als Leistung der Planer)

Durch die Vorhabensträger sollte sichergestellt werden, dass die Belange von Land- und
Forstwirtschaft von den Planern frühzeitig erfasst werden. Dies geschieht am sinnvollsten
im Rahmen konsensorientierter kooperativer Verfahren. Entsprechende Leistungen der
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Planer sollten von den Vorhabens- bzw. Verfahrensträgern als "Besondere Leistungen"
(§ 2 Abs. 3 HOAI) in Auftrag gegeben werden.

3.5 Dokumentation und Sicherung der Maßnahmen - "Ökokonto"

Da im Rahmen der Eingriffsregelung in der Bauleitplanung Ausgleichsmaßnahmen zeit-
lich vorgezogen und an anderem Ort durchgeführt werden dürfen, wird eine Dokumenta-
tion dieser Ausgleichsflächen und -maßnahmen benötigt, um sie im Falle des konkreten
Eingriffs diesem zuordnen und mit ihm verrechnen zu können. Hierfür kann beispielswei-
se ein sogenanntes „Ökokonto-Kataster“ herangezogen werden. Eine Entwurfsfassung 
der LfU wird derzeit in verschiedenen Kommunen in einer Testphase verwendet. Dieses
Kataster wird bei entsprechendem Ausbau auch die weitere Erfolgskontrolle ermöglichen.

4. Berücksichtigung landwirtschaftlicher Belange bei Festlegung der
naturschutzrechtlichen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen

4.1 Zulassung der Eingriffe

Hinsichtlich der rechtlichen und fachlichen Anforderungen an die Zulassung von Eingrif-
fen wird auf die schon vorliegenden Arbeitshilfen verwiesen3.

4.2 Grundsätzliche Anforderungen an Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen

Ausgleichs- bzw. Ersatzmaßnahmen müssen eine ökologische Aufwertung der Flächen
erbringen, auf denen sie durchgeführt werden. Die Flächen müssen also in ihrem aktuel-
len Zustand aus ökologischer Sicht aufwertbar sein. Dies ist nicht nur bei ökologisch ge-
ringwertigen Flächen der Fall, auch in hochwertigen Flächen (z.B. Naturschutzgebieten,
Natura 2000-Gebieten) können sich z.B. durch eine Beseitigung von Störungen Aufwer-
tungen ergeben. Dementsprechend stellen Maßnahmen der Entwicklungspflege Aus-
gleichsmaßnahmen dar, während Maßnahmen der Erhaltungspflege nach der Rechtspre-
chung nicht als Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen gewertet werden können. Aus-
gleichs- bzw. Ersatzmaßnahmen können auch von punktuellem Charakter sein, sofern sie
eine flächenhaft aufwertende Ausstrahlung aufweisen. Maßnahmen des technischen
Umweltschutzes stellen in der Regel keine Ausgleichs- bzw. Ersatzmaßnahmen dar, es
sei denn, sie führen zu flächenhaften Aufwertungen in benachbarten Flächen. Beispiele
hierzu finden sich in Anlage 1.

4.3 Unter landwirtschaftlichen Aspekten zu bevorzugende Ausgleichsansätze

Nach § 11 NatSchG sind unvermeidbare Eingriffe in Natur und Landschaft vorrangig
durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege auszugleichen oder in
sonstiger Weise zu kompensieren. Weiterhin schreibt das Naturschutzgesetz vor, dass
die betroffene Funktion des Naturhaushalts wieder herzustellen ist. Dieser Anspruch ist in
vielen Fällen auch zu erfüllen, ohne der Landwirtschaft produktive Flächen über den ei-
gentlichen Eingriff hinaus zu entziehen. Dabei sollte aus Sicht der Landwirtschaft in der
Regel die Aufwertung und Vernetzung bestehender Lebensräume Vorrang vor der
Anlage neuer Biotope haben. Vorschläge für solche Maßnahmen werden in Anlage 1
aufgezählt.

3 Landesanstalt für Umweltschutz, Leitfaden für die Eingriffs- und Ausgleichsbewertung bei Abbauvorhaben, 1997;
Landesanstalt für Umweltschutz, Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung in der Bauleitplanung, 2000; Natur-
schutzrechtliche Eingriffsregelung im Außenbereich - Grundzüge (Fachdienst Naturschutz, Eingriffsregelung Merk-
blatt 1, 1999)
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Bei der Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen besteht die Möglichkeit, durch spezielle Vorgehensweisen den Flächenbedarf
weiter einzuschränken bzw. auf die aus landwirtschaftlicher Sicht am ehesten entbehrli-
chen Flächen zu lenken. Zur Vermeidung von Flächenzuschlägen bei der Ermittlung des
Ausgleichsbedarfs für hochwertige Eingriffsflächen können für nur zeitweilig eintretende
Verschlechterungen (z.B. durch die Wertdifferenz eines neu angelegten zu dem zerstör-
ten "reifen" Biotop) temporäre Ausgleichsmaßnahmen eingesetzt werden, die ihre Wir-
kung schnell entfalten, so z.B. wechselnde Brachstreifen oder Säume zwischen Ackerflä-
chen (vgl. auch Küpfer in Anlage 4).

5. Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen durch forstrechtli-
chen Ausgleich

Wald darf nur mit einer Genehmigung durch die höhere Forstbehörde in eine andere Nut-
zungsart umgewandelt werden (§ 9 LWaldG, Ausnahme: Konzentrationswirkung von
Planfeststellungsverfahren). Auf Grund der Bedeutung des Waldes für die Ökologie, die
Umwelt, das Landschaftsbild und die Erholung und wegen seines wirtschaftlichen Nut-
zens geht der Gesetzgeber dabei vom Grundsatz der Walderhaltung aus (siehe auch
LEP 2002, Ziel 5.3.4).

Zum Ausgleich der negativen Wirkungen einer Waldumwandlung auf die besonderen
Waldfunktionen sind gemäß § 9 LWaldG entsprechende Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen durchzuführen. Da in der Regel davon ausgegangen werden muss, dass jeder
Wald unabhängig von Alter und Bestandesaufbau besondere Funktionen aufweist, entfällt
die Ausgleichsverpflichtung nur in den seltenen Fällen, in denen der Eingriff in die Schutz-
und Erholungsfunktionen von so geringer Bedeutung ist, dass keine Beeinträchtigungen
erwartet werden müssen. Das LWaldG schreibt den flächen- und funktionsgleichen Aus-
gleich vor, wobei dieser in räumlichem und zeitlichem Zusammenhang mit dem Eingriff
stehen muss. Zu einzelnen Maßnahmen und deren rechtlichen Rahmenbedingungen sie-
he Anlage 2.4

6. Gemeinsamer Ausgleich nach Naturschutz- und Waldgesetz

Mit dem forstrechtlichen Ausgleich werden grundsätzlich alle Funktionen abgedeckt, die
durch den Eingriff bzw. die Waldumwandlung berührt werden, also auch die Funktionen
des Waldes unter Naturschutzaspekten: Alle Wälder haben unabhängig von Bestandes-
aufbau und Baumartenzusammensetzung eine ökologische Funktion, deren Beeinträchti-
gung bei einer Umwandlung durch eine Ersatzaufforstung mit naturnahem Wirtschafts-
wald ausgeglichen werden kann.

Ein zusätzlicher, naturschutzrechtlicher Ausgleich kommt in den Fällen in Betracht, in de-
nen darüber hinaus gehend nach dem Naturschutzrecht besonders geschützte Objekte
betroffen sind, z.B. § 24a-Biotope, Naturschutzgebiete oder Natura 2000-Gebiete. In Fäl-
len, in denen sich diese Ausgleichspflichten überlagern, ist anzustreben, dass für die Er-
füllung der Ausgleichspflichten nach Naturschutzrecht und nach Forstrecht Maßnahmen

4 Das Papier "Anwendung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung in der Bauleitplanung in Bezug auf Waldflä-
chen des Naturparks Schwarzwald Mitte/Nord" der Forstdirektion Freiburg, Stand Juli 2003, enthält hierzu weiterge-
hende Hinweise, die auch auf andere waldreiche Landesteile übertragbar sind. Das Papier kann als pdf-Datei herunter-
geladen werden unter http://www.naturparkschwarzwald.de/pdf/eingriffsregelung.pdf.
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gewählt werden, die geeignet sind, die Pflichten beider Rechtsbereiche zu erfüllen. Da-
durch kann der Flächenbedarf für den Gesamtausgleich verringert werden.

Einzelne Maßnahmen und deren rechtliche Rahmenbedingungen, die für den gemein-
samen Ausgleich nach Wald- und Naturschutzgesetz zur Verfügung stehen können, sind
in Anlage 3 aufgeführt. Diese kommen insbesondere in Betracht, wenn durch eine Wald-
umwandlung naturnahe Wälder mit seltenen Waldgesellschaften nach § 30a LWaldG o-
der § 24a NatSchG, seltene Standortseigenschaften oder Lebensräumen seltener Tier-
und Pflanzenarten in Mitleidenschaft gezogen werden.
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Anlage 1
Beispiele von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen,
die zu geringerer Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Fläche führen,
und von nicht vorzusehenden Maßnahmen

Neben den aufgeführten Beispielen kommen auch Maßnahmen im Wald
nach Anlage 3 in Betracht.

1. Aufwertungen im Siedlungsbereich:

Maßnahme Voraussetzungen Beispiele

Dachbegrünung Vermeidungsmaßnahme
gemäß Bebauungsplan
oder nachträglich zusätzliche
Ausgleichsmaßnahme (Anm. 1)

bei Gebäuden kann eine Dachbegrünung den
Eingriff in das Landschaftsbild und damit die
entsprechende Ausgleichspflicht mindern; der
Bewuchs führt zu einem geringeren und langsa-
meren Niederschlagswasserabfluss

Entsiegelung /
Versickerungsmaßnahmen

Vermeidungsmaßnahme
gemäß Bebauungsplan
oder nachträglich zusätzliche
Ausgleichsmaßnahme
(Anmerkung 1)

Flächenversiegelungen können durch Rasen-
gittersteine oder andere wasserdurchlässige
Befestigungen ersetzt werden
z.B. auf Park/Lagerplätzen, Hofflächen
Niederschlagswasser aus Baugebieten kann in
Retentionsbecken versickert werden

Artenschutzmaßnahmen z.B. für Fledermäuse, Eulen

Fassadenbegrünung Vermeidungs- / Gestaltungsmaß-
nahme oder nachträglich zusätzli-
che Ausgleichsmaßnahme (Anm. 1)

bei Gebäuden im Außenbereich oder in Orts-
randlage kann eine Fassadenbegrünung den
Eingriff in das Landschaftsbild und damit die
entsprechende Ausgleichspflicht mindern

Maßnahmen des technischen
Umweltschutzes

sofern sie zu flächenhaften Auf-
wertungen in benachbarten Flächen
führen

z.B. Austausch von Leuchtmittel in Scheinwerfern
und Lampen auf einem Sportplatz am Rande
eines Schutzgebiets mit positiven Auswirkungen
auf die Insektenfauna

2. Aufwertungen auf nicht oder extensiv landwirtschaftlich genutzten Flächen im Außenbe-
reich:

Maßnahme Voraussetzungen Beispiele

Entwicklungsmaßnahmen i.R.
von Natura 2000 (PEPL)

Maßnahmen aus Fachkonzept
entwickelt (Anmerkung 3)

z.B. Einrichtung von Pufferzonen zur Verhinde-
rung von Nähr- und Schadstoffeinträgen

Biotopvernetzungsmaßnahmen
(einschl. Mindestflurkonzepte
nach Landschaftspflege-RL)

Maßnahmen aus Fachkonzept
entwickelt (Anmerkung 3)

z.B. Anlage von Hecken, Feldgehölzen,
Schaffung saumartiger Strukturen,
Ackerrandstreifen, Gewässerrandstreifen
(Maßnahmen entsprechend LPR),
Anlage von Feuchtgebieten / Trockenstandorten

Aufwertungen in Schutzgebie-
ten (NSG/ FND / 24a-Biotope)

Maßnahmen aus Fachkonzept
entwickelt (Anmerkung 3)

z.B. Rückbau eines Parkplatzes in einem Natur-
schutzgebiet mit Verringerung von Abfall, Trittbe-
lastung und Beunruhigung im Schutzgebiet

Erstpflege von Heiden, Streu-
wiesen, Weiden, Hecken

nur, soweit sie sich derzeit in einem
aufwertungsbedürftigen und–fähi-
gen Zustand befinden

z.B. Enthurstung von ( Wacholder- ) heiden,
Mahd überalterter Schilfbestände,
Entfernen von Weideunkräutern / Neophyten,
auf Stock setzen von Hecken

Renaturierung von Ablagerun-
gen und Abbaustätten

Ausgleichsmaßnahme, sofern keine
rechtliche Verpflichtung besteht (2)

z.B. Anlage von Flachwasserzonen, Steilwänden
etc. in Kiesgruben, Felsbiotope in Steinbrüchen

Beseitigung/Verminderung von
Zerschneidungswirkungen

Ausgleichsmaßnahme, sofern keine
rechtliche Verpflichtung besteht (2)

z.B. Schaffung von Grünbrücken /Tierdurchlässen
an bestehenden Straßen / Eisenbahntrassen,
Rückbau von Straßen, Wirtschaftswegen

Rückbau störender
Einrichtungen

Ausgleichsmaßnahme, sofern keine
rechtliche Verpflichtung besteht (2)

z.B. Abbau eines nicht mehr genutzten Skiliftes

Erdverkabelung von Leitungen sofern Ausgleichsmaßnahme nicht
erneuter Eingriff (Anm. 4), bzw. der
Boden bei langen Leitungswegen
nicht großflächig gestört wird

in Fällen, bei denen die bestehende Leitung be-
sonders nachteilig für Landschaftsbild / Vogel-
schutz ist.
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3. Aufwertung von Gewässern

Maßnahme Voraussetzungen Beispiele

Entwicklungsmaßnahmen i.R.
von Natura 2000 oder der Vo-
gelschutzRL (PEPL)

Maßnahmen aus Fachkonzept
entwickelt (Anmerkung 3)

z.B. Pufferzonen zur Verminderung des Sedi-
menteintrages, bei nährstoffarmen Gewässern
auch zur Verminderung des Nährstoffeintrages,
Zonierungskonzepte bes. an Stillgewässern,
weiterhin im folgenden aufgeführte Maßnahmen

Renaturierung und Gestaltung
von Fließgewässern und Seen

Maßnahmen aus Fachkonzept
entwickelt (Anmerkung 3)

z.B. Renaturierung von Bächen, Senkung der
Fließgeschwindigkeit durch Verbreiterung des
Gewässers oder durch Erhöhung des Totholzan-
teils, aktives Einbringen von Holz zur Erhöhung
des Sohlenniveaus und als "Fließbremse", Förde-
rung des Mäandrierens, Rückbau von Stauwehren

Anlage / Entwickeln von
Gewässerrandstreifen

Maßnahmen aus Fachkonzept
entwickelt (Anmerkung 3)

Einsaat von Grünland- / Saumpflanzen entlang
von Gewässern, keine Düngung, kein Pflanzen-
schutz, späte Mahd, Pflanzung von Gehölzen,
Anlage von Staudenflur / Röhricht

Entdolung / Sohlenentfernung Ausgleichsmaßnahme, sofern keine
rechtliche Verpflichtung besteht (2)

z.B. im Bereich von Feucht- / Nasswiesen bei
Aufgabe der landwirtschaftlichen Nutzung,
Erhöhung des Grundwasserspiegels

Pflege verlandender Gewässer
durch Ausbaggerung

Maßnahmen aus Fachkonzept
entwickelt (Anmerkungen 3)

Ehemalige Feuchtbiotope, die durch fortgeschrit-
tene Verlandung den ökolog. Wert verloren haben

Installation von Fischtreppen Sofern keine rechtl. Verpflichtung;
Maßnahmen aus Fachkonzept
entwickelt (Anmerkung 2 + 3)

z.B. bei Kraftwehren, Staustufen, Schleusen

Reduzierung oder Einstellung
der angelsportlichen Nutzung

Ausgleichsmaßnahme, sofern keine
rechtliche Verpflichtung besteht (2)

z.B. Entfernen bisheriger Angelplätze
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4. Aufwertung landwirtschaftlicher Flächen (durch vertragliche Vereinbarungen) (Anmerkung 5)

Maßnahme Voraussetzungen
generell:
Nutzung durch Landwirte, die bereit
sind auf vertraglicher Basis solche
Extensivierungen durchzuführen
(Vertragsgestaltung analog LPR) (5)

Beispiele

Entwicklungsmaßnahmen i.R.
von Natura 2000 oder der
VogelschutzRL (PEPL)
und
Extensivierungen auf landwirt-
schaftlichen Flächen mit
Schutzstatus (NSG, FND, 24a-
Biotope, WSG)

Maßnahmen aus Fachkonzept
entwickelt (Anmerkung 3),
Bereitschaft zur Extensivierung der
landwirtschaftlichen Nutzung in
Gebiet oder in angrenzenden Puf-
ferzonen auf vertraglicher Basis

im Grünland: Reduzierung der Düngung und des
Pflanzenschutzmitteleinsatzes, Extensivierung
intensiver Weidenutzung, z.B. Umnutzung von
Weide in Wiese mit geringer Schnitthäufigkeit
(1 - 2 schürig), späterer Schnittzeitpunkt
im Ackerbau: Verzicht auf Düngung und Pflanzen-
schutz (flächig oder auf Randstreifen)
generell: statt Gülledüngung Jauche und Festmist
dadurch auch Förderung bestimmter Tierarten
(z.B. extensive Glatthaferwiese für Ameisenbläu-
ling oder Erhalt von Braunkehlchenpopulationen)

Vernässung von potenziellen
Feucht- / Naßwiesen

(vertragliche) Pflege muss gewähr-
leistet sein, sonst Verbuschung

z.B. Entfernung von Dränagen,
Erhöhung des Grundwasserspiegels

Aufwertung von landwirtschaft-
lich uninteressanten Flächen
(Missformen/Zwickel, hängige /
waldbeschattete Flächen)

soweit sie aufwertungsfähig und–
bedürftig sind und eine natur-
schutzfachlich ausreichende Größe
aufweisen

Pflanzung von Gehölzen, Streuobstbäumen,
Ergänzen lückiger Streuobstbestände,
Ersatz überalterter Bäume,
Anlegen flächiger Staudengesellschaften /-fluren,
Anlage von Feuchtbiotopen

Pufferstreifen entlang linearer
Elemente (Untergeordnete
Straßen und Wege, Wirt-
schaftswege, Böschungen)

Maßnahmen aus Fachkonzept
entwickelt (Anmerkung 3), bei linea-
rer und punktueller Verknüpfung als
Biotopverbundsystem entwickeln

Anlegen/ Ansaat linearer Saumgesellschaften
Pflanzung von Gehölzen, Anlegen einer Allee
Einsaat zur extensiven Bewirtschaftung

Gewässerrandstreifen siehe Ziffer 3
Anlage von Saumbiotopen mit
Raumwirkung

besonders dann, wenn andere
Strukturen fehlen

z.B. Ackerrandstreifen und -säume zur Förderung
einer Rebhuhnpopulation

Verbesserung der Bodenfunk-
tionen durch Bodenauftrag
oder Melioration (Ziele: Erhöhung
der Wasser, Nährstoffspeicher-, Filter-
kapazität, bessere Bewirtschaftbarkeit,
Erhöhung der natürl. Ertragsfähigkeit)

sofern Ausgleichsmaßnahme nicht
erneuter Eingriff (Anmerkung 4),
Genehmigung nach Baurecht und
nach Naturschutzrechterforderlich

Bodenauftrag / -einbau auf flachgründigen Böden
zur Erhöhung der Mächtigkeit, z.T. Verwendung
von Mutterboden aus Versiegelungsflächen
technische Meliorationsmaßnahmen

Flächenzusammenlegung mit
ökologischen Zielsetzungen

z.B.: an Hangoberkante von wertvollen Biotopen
extensive Bewirtschafter zusammenlegen
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5. In der Regel nicht vorgesehen werden sollten Maßnahmen wie:

Maßnahme deshalb z.B.

Maßnahmen ohne wirtschaftliche Verwertung des
Aufwuchses in landwirtschaftlichen Betrieben

keine Extensivierung von Grünland mit anschließender
Entsorgung des Aufwuchses (z.B. bei zu spätem Schnitt)

Anlage von Obstgehölzen ohne Nutzung
("Streuobst"!)

keine Pflanzung von Obstbäumen ohne Bewirtschaftung und Pflege,
Verwendung des Obstes sicherstellen (Apfelsaftinitiativen!)

Inanspruchnahme von hofnahen Flächen dort keine Umwandlung von Weiden in Wiesen mit extensiver Nutzung, da
bestens für Weidenutzung geeignet

Vernässung von Ackerflächen kein Entfernen von Drainagen oder Störung derselben
(z.B. durch Gehölzpflanzungen)

Abtrag von Oberboden zur Entwicklung von
Trockenrasenstandorten

Verringerung der Bodenmächtigkeit führt zu geringerer Wasserspeicher-
fähigkeit und zu trockenerem Standort, ist Eingriff in Bodenfunktionen

Anlage von Kleinstrukturen, die die Entwicklung
der Agrarstruktur (z.B. durch Verkleinerung der
Bewirtschaftungsschläge) behindern

keine Heckenpflanzungen inmitten vorhandener Bewirtschaftungseinhei-
ten, ökonomisch sind Schläge fast immer zu klein!
neue Baumalleen entlang der Straße benötigen mindestens 10m breiten
Grasstreifen darunter!

naturschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen, die
zu einem weiteren ausgleichspflichtigen Tatbe-
stand z.B. nach § 9 LWaldG führen.

keine Anlage von Trockenrasenstandort in einem Wald

Im Einzelfall können jedoch auch solche Maßnahmen, sofern sie in Fachkonzepten in Abstimmung
mit der Landwirtschafts- bzw. Forstverwaltung vorgeschlagen wurden, in Betracht kommen. Vor-
raussetzung ist jedoch eine fundierte Abwägung der verschiedenen Belange.

Anmerkungen

1: Vermeidungsmaßnahme gemäß Bebauungsplan oder nachträglich zusätzliche Ausgleichsmaßnahme
Soweit es um Maßnahmen bei der Bauausführung selbst geht, handelt es sich um Vermeidungs-
maßnahmen, die den Umfang der Ausgleichspflicht mindern. Wenn nachträglich bei einem Be-
reich, wo das im B-Plan noch nicht vorgeschrieben war, solche Maßnahmen ausgeführt werden,
können diese Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen sein.

2: Ausgleichsmaßnahme, sofern keine rechtliche Verpflichtung besteht
Soweit beim jeweiligen Vorhaben eine rechtliche Verpflichtung nicht besteht, kommen solche zu-
sätzlichen Maßnahmen als Ausgleichsmaßnahmen in Frage.

3: Maßnahmen aus Fachkonzept entwickelt
solche Maßnahmen können in Betracht kommen, wenn sie aus einem Fachkonzept abgeleitet
sind. Solche Fachkonzepte können z.B. Biotopvernetzungskonzepte oder Pflege- und Entwick-
lungspläne nach Natura 2000, aber auch Landschaftspläne oder Landschaftspflegerische
Begleitpläne sein.

4: sofern Ausgleichsmaßnahme nicht erneuter Eingriff
Sofern damit nicht wiederum Eingriffe im naturschutzrechtlichen Sinne verbunden sind.

5: Vertragsgestaltung analog Landschaftspflegerichtlinie (LPR)
Vorraussetzung für Maßnahmen i.R. des Eingriffsausgleichs ist, dass diese Leistungen nicht be-
reits über MEKA oder LPR gefördert werden. So können z.B. LPR-geförderte Maßnahmen ge-
mäß den Fördergrundsätzen nicht ins Ökokonto eingestellt werden (keine Doppelförderung!).
Die Vertragsgestaltung und Vergütung der Landwirte kann sich jedoch sehr wohl an den entspre-
chenden Inhalten der LPR und ihren Fördersätzen orientieren.
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Anlage 2

Eingriffe durch Waldumwandlungen und Ausgleich nach Landeswaldgesetz

Maßnahme Voraussetzungen Beispiele

Neubegründung einer Waldfläche mit na-
turnahem Wirtschaftswald

Vorrangig umzusetzende Ausgleichs-
maßnahme;
Flächengröße orientiert sich an der Erfül-
lung der entfallenden Funktionen, d.h. Flä-
chengleichheit nur bei vollständigem Funk-
tionenersatz möglich.
Räumlicher Zusammenhang mit Eingriff ist
auf Gemarkung des Eingriffs oder Nach-
bargemarkung gegeben.
Bei der Auswahl geeigneter Aufforstungs-
flächen sollten wertvolle landwirtschaftliche
Böden nach Möglichkeit nicht beansprucht
werden.
Genehmigungspflicht LLG bleibt unberührt.

Erhalt eines schützenswerten Bestandes Bestand muss innerhalb der Umwand-
lungsfläche liegen und dauerhaft erhalten
werden können
(in Praxis selten der Fall).

Sonst. Schutz- und Gestaltungsmöglich-
keiten

Kommt nur in Betracht, wenn Funktionen-
ausgleich durch Ersatzaufforstung nicht
vollständig erreicht wird.

z.B. Anlage eines tief-
gestaffelten Sicht-
schutzwaldes oder
zusätzliche erholungs-
wirksame Maßnahmen
in benachbarten Wäl-
dern, wenn der Verlust
bestimmter Waldfunkti-
onen hierdurch kom-
pensiert werden kann

Walderhaltungsabgabe Kommt nur in Betracht, wenn durch oben
genannte Maßnahmen kein weitgehender
Ausgleich geschaffen wurde.
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Anlage 3
Eingriffe durch Waldumwandlungen und gemeinsamer Ausgleich nach
Naturschutz- und Waldgesetz
Bei allen nachfolgenden Maßnahmen ist zu beachten: : Bei der Auswahl geeigneter Aufforstungsflä-
chen sollten wertvolle landwirtschaftliche Böden nach Möglichkeit nicht beansprucht werden.
Maßnahme Voraussetzungen Beispiele

Neubegründung einer Waldfläche mit der
natürlichen Waldgesellschaft

Vorrangig umzusetzende Maßnahme;
Wiederherstellung der Funktion bei gleich-
artigem Standort von Eingriff und Aus-
gleichsmaßnahme gegeben (Anmerkung 1,

Umwandlung nicht standortsgerechter
Wälder in naturnahe Waldgesellschaften

wenn Funktionenausgleich (Anmerkung 1)
nicht vollständig möglich:
Maßnahme muss über den bereits prakti-
zierten Standard ("Naturnahe Waldwirt-
schaft" im öffentlichen Wald) hinausgehen.
Frühzeitige Umwandlung von jüngeren
Beständen nur unter sehr engen Bedin-
gungen sinnvoll und möglich.
Wirtschaftliche Entschädigung beachten.

Ungelenkte Sukzession Als Ersatz für Eingriffe in halboffene, meist
trockene Waldökosysteme anstelle aktiver
Maßnahmen.

Wiederherstellung naturnaher Standorts-
verhältnisse

wenn Funktionenausgleich (Anmerkung 1)
nicht vollständig möglich

z. B. Wiedervernässung
historisch entwässerter
Flächen;
Wirtschaftliche Ent-
schädigung beachten

Ausweisung von Bannwäldern wenn Funktionenausgleich(Anmerkung 1)
nicht vollständig möglich:
Waldbereich muss mit Waldschutzgebiets-
konzeption des Landes im Einklang ste-
hen.
Wirtschaftliche Entschädigung beachten.

Rückbau von Zerschneidungslinien wenn Funktionenausgleich (Anmerkung 1)
nicht vollständig möglich:
Meist öffentliche Wege mit bituminöser
Befestigung;
Waldwege nur bei fehlender Erschlie-
ßungsfunktion.

Biotop- und Artenschutzmaßnahmen wenn Funktionenausgleich (Anmerkung 1)
nicht vollständig möglich:
Naturschutzfachliche Bewertung erforder-
lich.
Sollten daraus weitere Eingriffe nach § 9
LWaldG folgen, sind die Maßnahmen nicht
zulässig.
Wirtschaftliche Entschädigung beachten.

Maßnahmen in Waldbi-
otopen und FFH-Ge-
bieten, die eine regu-
läre Waldpflege über-
steigen:
z.B. Habitatpflegemaß-
nahmen, Zulassen von
Fließgewässer- und
Hochwasserdynamik in
Auewäldern, Reduktion
des Anteils lebens-
raumtypfremder Ge-
hölze

Anmerkung 1: Vorrangig umzusetzende Maßnahme ist die Neubegründung einer Waldfläche mit der natürli-
chen Waldgesellschaft. Erst wenn der Funktionenausgleich dadurch nicht vollständig möglich ist, kommen
die aufgeführten Maßnahmen in Betracht.
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1. Ausgangssituation

Bis zur Änderung des Baugesetz-
buchs zum 1.1.1998 war ein Eingriff
im Rahmen der Bauleitplanung in-
nerhalb des Geltungsbereichs des
Bebauungsplans auszugleichen. Die-
se Regelung führte bekanntermaßen
in vielen Fällen nicht zu befriedigen-
den Ergebnissen in der Eingriffs-
kompensation und hat in der Litera-
tur breiten Niederschlag gefunden
(siehe hierzu z.B. DIERSSEN & RECK
1998, KÜPFER et al. 1997, MEYHÖ-
FER 2000, MÜLLER-PFANNENSTIEL &
RÖßLING 2000). Unter anderem auch
aus diesem Grund wurde im BauGB-
neu die Möglichkeit einer räumlichen
und zeitlichen Entkoppelung von
Eingriff und Ausgleich eröffnet. Für
den Ausgleich steht nunmehr der
gesamte Außenbereich zur Verfü-
gung (LOUIS 2000). Gleichzeitig
verringern sich damit zwangsläufig
die Möglichkeiten, Ausgleichsmaß-
nahmen „wegzuwägen“ (SCHEMEL &
JESSEL 2001).
Landwirtschaftliche Nutzfläche, die
bisher keinen anderweitigen Interes-
sen unterlag, rückt damit plötzlich ins
Zentrum des Interesses. Die Frage
lautet: Wo und wie lassen sich Aus-
gleichsmaßnahmen ökologisch sinn-
voll und nachhaltig verwirklichen?
Ohne die partnerschaftliche Einbin-
dung der Landwirtschaft lassen sich
diese Ziele nicht erreichen.
Die sehr viel größeren Flächenaus-
wahlmöglichkeiten ließen zunächst
erwarten, dass sich bessere Eingriffs-

kompensationserfolge einstellen
würden. In Verdichtungsräumen ist
dies jedoch aus mehreren Gründen
nicht zwangsläufig der Fall:
 Verdichtungsräume entstanden

historisch insbesondere dort, wo
die Bedingungen für den Land-
bau besonders günstig waren. In
Baden-Württemberg findet sich
eine starke Koinzedenz zwischen
der Bodenqualität und der Sied-
lungstätigkeit (siehe hierzu
KÜPFER 1992). Die Flächenver-
fügbarkeit für Kompensations-
zwecke ist deshalb häufig gering
bzw. muss durch langwierige
Verhandlungen erst hergestellt
werden.

 Mit der hohen Bodenfruchtbar-
keit einher geht der Umstand,
dass die meisten Flächen mit
Grenzertragsböden bereits in der
Vergangenheit besonderes Au-
genmerk der Naturschutzverwal-
tungen bekamen, um für Flora
und Fauna einen Mindestanteil
von extensiv oder nicht genutz-
ten Flächen zu sichern. Entspre-
chend verbleiben kaum Flächen
mit Aufwertungspotenzial oder
Eignung für Kompensations-
maßnahmen .

 Eingriffsvorhaben sind im Ver-
dichtungsraum zahlreicher und
flächenintensiver als in der Peri-
pherie. Dem steht die oben be-
schriebene verhältnismäßig ge-
ringe Zahl an verfügbaren und
geeigneten Flächen zur Ein-
griffskompensation gegenüber.

 Aufgrund der Flächenknappheit
besteht bei den Bewirtschaftern
eine besonders geringe Neigung,
Flächen für Kompensationszwe-
cke umzuwidmen bzw. ab-
zugeben.

2. Problemstellung

In einem Modellprojekt des MLR
und der LEL Schwäbisch Gmünd5

wurde der Versuch unternommen,
Planung und Realisierung von Aus-
gleichsmaßnahmen für beide Belange
gleichzeitig – Naturschutz und
Landwirtschaft –zu optimieren. Ihm
liegt der Ansatz zugrunde, dass durch
ein abgestimmtes Vorgehen von
Kommunen, Landwirten und Planern
sowohl ökologisch als auch ökono-
misch bessere Resultate bei der
Auswahl von Flächen für Aus-
gleichsmaßnahmen erzielt werden
können. Gerade vor dem Hintergrund
neuer gesetzlicher Grundlagen (Bun-
desnaturschutzgesetz, FFH-

5 Das Modellprojekt „Landwirtschaft 
im Verdichtungsraum“ lief im Zeit-
raum 2000/2001 und wurde vom
Ministerium für Ernährung und
Ländlichen Raum Baden-
Württemberg als Modellprojekt kon-
zipiert und finanziert, und von der
Landesanstalt für Entwicklung der
Landwirtschaft und der ländlichen
Räume mit Landesstelle für Land-
wirtschaftliche Marktkunde in
Schwäbisch Gmünd fachlich beglei-
tet.

Prof. Dr. Christian Küpfer Anlage 4

Modellprojekt Landwirtschaft im Verdichtungsraum

Umsetzung der landschaftsplanerischen Zielsetzungen von Flächennutzungs- und

Landschaftsplänen im Verdichtungsraum in Kooperation mit der Landwirtschaft am

Beispiel Flächennutzungs- und Landschaftsplan Ditzingen

Teil 1: Möglichkeiten der Einbindung landwirtschaftlicher Interessen in die Ausgleichs-
maßnahmen

Teil 2: Finanzierungsstrategien neuer Ansätze der naturschutzrechtlichen Eingriffs-
/Ausgleichsregelung
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Richtlinie) kommt dem eine besonde-
re Bedeutung zu.
Untersuchungsraum des Modellpro-
jekts war die Gemarkung der Stadt
Ditzingen (Kreis Ludwigsburg). Die
Stadt befand sich im Untersuchungs-
zeitraum (2000/2001) im Prozess der
Aufstellung eines Flächennutzungs-
und Landschaftsplans und befand
sich in der oben beschriebenen
Problematik. Die Aufgabe des
Projekts bestand darin, diesen
Prozess zu begleiten, die Probleme
herauszuarbeiten und die
Möglichkeiten für Konsenslösungen
aufzuzeigen. Dieser Konsens
erscheint in Verdichtungsräumen mit
ihren starken Nutzungskonkurrenzen
(Siedlungsentwicklung, Erholung,
Naturschutz, Landwirtschaft)
besonders wichtig.
3. Literaturauswertung

Hinsichtlich der Umsetzung von
Ausgleichsmaßnahmen werden re-
gelmäßig die großen bestehenden
Defizite beklagt:
Konzeptionelle Fehler führten häufig
zu fachlich wenig sinnvollen Maß-
nahmen und erschwerten nebenbei
die rechtliche Sicherung; dies würde
nicht nur durch Mängel in der Pla-
nung, sondern auch durch zu gerin-
ges Interesse seitens der Kommunen
an naturschutzfachlich sinnvollen
Maßnahmen gefördert. Weiterhin
würden zu geringe Anstrengungen
bei der Verfügbarmachung von ge-
eigneten Flächen sowie die mangeln-
de Aufsicht bei der Ausführung zu
den Defiziten erheblich beitragen.
Auf öffentlichen Flächen sei die
Umsetzung zwar besser als auf Pri-
vatgrund (z.B. Hausgärten oder Par-
kierungsflächen), aber selbst dort
gebe es Mängel. Am ehesten würden
punktuelle oder lineare Maßnahmen
wie z.B. Einzelbaumpflanzungen,
kurze Hecken oder aber Gewässerre-
naturierungen umgesetzt. Flächige
Maßnahmen würden häufig aus Kos-
tengründen nicht realisiert, selbst
wenn sie in Plänen dargestellt seien
(siehe hierzu BRÜNING (1998) und
MEYHÖFER (2000)).

Fast alle Eingriffe, die im Rahmen
der Bauleitplanung auf bisher unbe-
siedelten Flächen angegangen wer-
den, finden auf landwirtschaftlichen
Flächen statt. Dies bedeutet, dass
man auch die Belange der bisherigen

Nutzer, in aller Regel Landwirte, in
die Betrachtung einbeziehen muss.
Hinsichtlich dieses speziellen Aspek-
tes existieren relativ wenige Erkennt-
nisse, die für die vorliegende Aufga-
benstellung verwertbar wären.
BRENDLE (1999) beschäftigt sich mit
Kommunikationsproblemen im Ag-
rarbereich, und zwar in bezug auf
Vorhaben, die auf Naturschutz oder
nachhaltige Landnutzung abzielen.
Der Autor legt anhand von Musterlö-
sungen dar, welche Rahmenbedin-
gungen erfüllt sein müssen, damit
Naturschutz-Projekte mit Landwirten
eine Chance auf Realisierung haben
(z.B. Auffinden von engagierten
Personen, Problemlagen und Lö-
sungsbedürftigkeiten erkennen, Ge-
winnerkoalitionen schmieden etc.).
MATTHES et al. (2001) konnten durch
Befragen wichtiger Akteure und
„Kenner der Szene“ aus den Berei-
chen Landwirtschaft, Naturschutz,
Agenda 21 und Politik belegen, dass
innovative Nutzungen und Maßnah-
men nur im Konsens mit den Betei-
ligten, nicht aber gegen sie umgesetzt
werden können. Weiterhin hängt
auch die Nachhaltigkeit der Maß-
nahme sehr stark von der Akzeptanz
(nicht Toleranz!) der Landwirte ab.
Im Bereich der Umsetzung von Aus-
gleichsmaßnahmen ist die Konsens-
findung in doppelter Hinsicht vorbe-
lastet, weil Landwirte im Verdich-
tungsraum häufig schon im Vorfeld
schlechte Erfahrungen bei diesem
Thema gemacht haben: Ausgleichs-
maßnahmen sind unsinnig, kosten
viel Geld und entziehen der Land-
wirtschaft dringend benötigte Fläche,
so der Tenor. Nutzungsändernde
Maßnahmen werden vor allem dann
angenommen, wenn sie ökonomische
Vorteile erwarten lassen. Besteht ein
Vertrauensverhältnis zwischen Planer
und Landwirt, so können konsensua-
le Lösungen entstehen.
Auf die aus Sicht der Landwirtschaft
unbefriedigende Situation bei der
Auswahl von Ausgleichsflächen
ohne Einbeziehung der Landwirt-
schaft weist u.a. GRAHLMANN (2001)
hin.

4. Diskussion der Umset-
zungshindernisse

4.1 Naturschutzfach-
liche und rechtliche Proble-
me

 In Verdichtungsräumen gibt es
vor allem zwei Arten von Frei-
flächen: solche von hohem a-
ckerbaulichen Wert und - mit
deutlich geringerem Flächenum-
fang - solche von hohem aktuel-
len Naturschutzwert. Um erstere
besteht eine starke Nutzungs-
konkurrenz. Auf den Natur-
schutz ausgerichtete Entwick-
lungsmaßnahmen haben hier fast
immer Einschränkungen der
landwirtschaftlichen Nutzung
zur Folge und werden von den
Landwirten meist abgelehnt.
Letztere sind z.T. stark durch die
zunehmend nachlassende Pflege
bedroht, eine Finanzierung der
Erhaltungspflege über Aus-
gleichsmittel ist jedoch in den
meisten Fällen nicht möglich
(siehe z.B. Mustersatzung der
kommunalen Spitzenverbände:
Refinanzierung von Streuobst-
Maßnahmen auf max. 5 Jahre
begrenzt). Auf regelmäßige
Pflege angewiesene Biotoptypen
(„extensive genutzte Kulturland-
schaft“) werden deshalb weniger 
gern in Anspruch genommen als
solche, die nur anzulegen sind
und wenig gepflegt werden müs-
sen (z.B. Streuobst- oder
Feuchtwiesen gegenüber Gewäs-
serrenaturierungen oder He-
ckenpflanzungen).

 Ackerflächen werden von Pla-
nern häufig als ökologisch wenig
bedeutend angesehen. Durch das
im Naturschutzgesetz verankerte
Minimierungsgebot kommt es
dann häufig dazu, dass Ackerflä-
chen als die am ehesten für eine
Bebauung geeigneten Flächen
angesehen werden. Daraus folgt
eine im Regelfall auf Ackerflä-
chen ausgerichtete Neuauswei-
sung von Bauland. Wendet man
die Eingriffsregelung des Natur-
schutzgesetzes an, so resultiert
hieraus für einen gleichartigen
(d.h. schutzgutbezogenen) Aus-
gleich, dass entsprechende Auf-
wertungsmaßnahmen für das
Schutzgut Boden zu bewerkstel-
ligen seien.

 Statt des Ankaufs einer Aus-
gleichsfläche durch die öffentli-
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che Hand kann bei einer Privat-
fläche auch ein Grundbuchein-
trag mit einer bestimmten Auf-
lage, die ausgleichswirksam
wird, vorgenommen werden.
Dabei muss jedoch bedacht wer-
den, dass dies nur für das Unter-
lassen oder Dulden bestimmter
Handlungen (z.B. Umbruchver-
bot), nicht jedoch die aktive
Durchführung (z.B. Mähgutab-
fuhr) möglich ist. Die Aus-
gleichswirkung kann deshalb in
den meisten Fällen nicht durch
den bloßen Grundbucheintrag er-
reicht werden, sondern muss
durch andere vertragliche Ver-
einbarungen ergänzt werden.

 Bei vertraglichen Vereinbarun-
gen für Maßnahmen auf Privat-
flächen besteht das Problem der
zeitlichen Befristung. Da Ein-
griffe im allgemeinen von dau-
erhafter Natur sind, sollten die
Ausgleichsmaßnahmen ebenfalls
auf Dauer angelegt sein.
Für bestimmte Fälle wird über
Abweichungen von dieser Regel
diskutiert: zum einen ist bei ge-
ringer Flächenverfügbarkeit
bzw. hohem Flächenbedarf die
Umsetzung des Ausgleichsvo-
lumens nur schwer zu bewerk-
stelligen. Zum anderen stellt der
finanzielle und personelle Auf-
wand für die sachgerechte Pflege
bestimmter Typen von Aus-
gleichsmaßnahmen die Kommu-
nen teilweise vor große Umset-
zungsprobleme.

4.2 Soziale und ökonomische
Probleme

 Die Landwirte der verschiedenen
Ortsteile sind sich häufig uneins.
So wird z.B. bemängelt, dass die
Eingriffe, die vorrangig im einen
Ortsteil stattfinden, im anderen
mit geringem Aufwand ausge-
glichen werden sollen. Hier fehle
die Gleichbehandlung. Der
Landwirt im Ortsteil des Ein-
griffs erhalte (falls er Flächen im
Eigentum hat) für die Flächen
Baulandpreise, der andere im
Ortsteil des Ausgleichs müsse
Einschränkungen in der Bewirt-
schaftung hinnehmen, ohne et-
was davon zu haben. Hieraus re-
sultiert a) eine geringe Neigung
der Landwirte in den „Eingriffs-

schwerpunktgebieten“ neben den 
Bauflächen noch zusätzlich Flä-
chen für den Ausgleich bereit zu
stellen und b) eine ebenfalls ge-
ringe Neigung der Landwirte
„im Hinterland“, auf ihren Ge-
markungsteilen Ausgleichsflä-
chen für die Eingriffsgebiete ab-
zugeben.

 Aber auch unter den Landwirten
innerhalb eines Ortsteils besteht
z.T. Uneinigkeit. Zwar wird der
Ansatz, landwirtschaftlich
hochwertige Fläche möglichst
nicht für Ausgleichszwecke he-
ranzuziehen, durchweg begrüßt.
Im Einzelfall gibt aber derjenige,
der einen Acker mit geringer
Bonität hat, diesen auch nicht
von sich aus frei, weil er hofft,
bei Nichtmelden gänzlich ohne
Verlust einer Fläche davon zu
kommen („St.-Florians-
Prinzip“). Dazu kommt, dass die 
meisten landwirtschaftlich ge-
nutzten Flächen nicht im Eigen-
tum der Bewirtschafter sind, so
dass der betroffene Bewirtschaf-
ter gar nicht alleine über die
Verwendung eine fraglichen
Fläche entscheiden kann.

 Eine Einbindung von Landwir-
ten in den Planungsprozess wird
z.T. auch dadurch erschwert,
dass Vorreiter Gefahr laufen,
von anderen Landwirten als
„Verräter“ oder „Weichlinge, die
sich von der Stadt über den
Tisch ziehen lassen“, abgestem-
pelt zu werden und diesem so-
zialen Druck nicht gewachsen
sind. Speziell in großen Ab-
stimmungsrunden sind die Er-
fahrungen eher negativ; ein
„Hardliner“ hat häufig eher die 
Mehrheit hinter sich als jemand,
der um eine einvernehmliche
Lösung (die allen oder einzelnen
Landwirten nicht nur Vorteile
beschert) bemüht ist (siehe hier-
zu auch BRENDLE 1999).

 In Landschaftsplänen wird teil-
weise versucht die Akzeptanz zu
erhöhen, indem (Grünland-) Ex-
tensivierungen auf Böden mit
geringerer landwirtschaftlicher
Wertigkeit vorgesehen wurden.
In Verdichtungsräumen über-
wiegt im allgemeinen der A-
ckerbau; Grünland findet man
dort allenfalls in den Ungunstla-
gen. Die Landwirte argumentie-
ren dann häufig, dass sie das

Grünland intensiv nutzen müss-
ten, um eine entsprechende Fut-
terqualität und auch –menge zu
erzielen. Insofern seien Extensi-
vierungen nicht oder nur in ge-
ringem Umfang möglich. Dies
reduziert die effektiv zur Dispo-
sition stehende Fläche für Aus-
gleichsmaßnahmen in erhebli-
chem Maße (siehe hierzu
MÄHRLEIN 2001).

4.3 Finanzierungsprobleme

Die langfristige Finanzierung von
Landschaftsentwicklungsmaßnahmen
im Rahmen der Bauleitplanung stellt
aus verschiedenen Gründen ein Prob-
lem dar: eine Streuobstwiese oder
eine Allee kann man anlegen, aber
wer mäht die Wiese und pflegt die
Bäume Jahr für Jahr? Es gilt nach
Möglichkeiten zu suchen, welche
Finanzierungsmodelle sinnvoll und
rechtlich haltbar sind, um eine län-
gerfristige Entwicklungspflege (z.B.
mindestens 10, besser 20 Jahre) zu
installieren. Die bisherige Regelung
in der Mustersatzung der kommuna-
len Spitzenverbände–Finanzierung
des Flächenerwerbs inklusive der
Erstpflege bis max. 5 Jahre–be-
trachtet einen sehr kurzen Zeitraum.
Fällt die Finanzierung der Pflege so
rasch in den Aufgabenbereich der
Kommune, wird von dieser Seite
wohl trotz Ökokontoregelung auch
zukünftig wenig Interesse bestehen,
solche Maßnahmen durchzuführen.
Damit einher geht natürlich auch die
Frage nach der Umsetzbarkeit ver-
schiedener Typen von Maßnahmen:
will man eine genutzte Kulturland-
schaft erhalten (Streuobstwiesen,
extensives Grünland), ist man zwin-
gend auf die Landwirtschaft ange-
wiesen, die durch Nutzungsextensi-
vierung jedoch ökonomische Einbu-
ßen erleidet. Strebt man Strukturen
an, die nicht durch landwirtschaftli-
che Nutzung geprägt sind (Hecken,
Feldgehölze, renaturierte Bachläufe)
muss man Fläche aus der Produktion
nehmen, was ebenfalls die Landbe-
wirtschaftung beeinflusst.

4.4 Probleme in der Kommu-
nikation

Das Vorliegen eines qualifizierten
Landschaftsplans allein ist noch kein
Garant für Maßnahmenumsetzungen;



Ländlicher Raum Landinfo

Seite 4

häufig mangelt es am gegenseitigen
Verständnis der beteiligten Gruppen
für deren Anliegen, Probleme oder
Sachzwänge. Diese Abstimmung
sollte zwischen Stadtverwaltung,
Planern und den Landwirten bzw.
Grundstücksbesitzern erfolgen.
Ohne Berücksichtigung der betriebli-
chen und agrarstrukturellen Gege-
benheiten („Sachzwänge“) ist der 
Konsens nicht zu erreichen. So reicht
es z.B. nicht aus, die ökologische
Bedeutung der Maßnahmen zu beto-
nen, um bei den Landwirten auf
Verständnis zu stoßen. Vielmehr
muss erkannt werden, dass eine
nachhaltige Nutzung im Sinne einer
ökologisch orientierten (Landschafts-
)Pflege nur dann gelingen kann,
wenn die Planung diese Gegebenhei-
ten berücksichtigt und die Betriebs-
struktur in diese Konzeption integ-
riert. Vereinfacht gesagt: hat der
Betrieb keine Viehhaltung, ist die
Forderung nach Umwandlung von
Acker in Grünland reines Wunsch-
denken. Oder: Extensive Zwei-
schnittwiesen können nur dann ein
nachhaltiges Ziel der Landschafts-
entwicklung sein, wenn das Mähgut
z.B. über Mutterkühe, Jungrinder
oder Pferde verwertet werden kann.
Andernfalls kann keine Akzeptanz in
der Landwirtschaft erwartet werden,
was sich wiederum mit der Nachhal-
tigkeit nicht verträgt. Die Möglich-
keiten der Kommunalverwaltungen,
Flächen für Ausgleichsmaßnahmen
aufzukaufen und diese z.B. vom
Bauhof pflegen zu lassen, sind aus
Kosten- und Verfügbarkeitsgründen
begrenzt (siehe hierzu STADTLAND-
FLUSS 2000).

Folgende weitere Probleme seien
stichwortartig genannt:

 Landwirte können die Eingriffs-
Ausgleichs-Bilanzierungen häu-
fig nicht nachvollziehen. Das
Schutzgut Boden wird in ihren
Augen viel zu gering gewürdigt,
während das Schutzgut Biotope
einen besonderen Status genieße.
Es sei unverständlich, dass die
ökologische Bedeutung des A-
ckerbodens so gering geschätzt
werde.

 Die fehlende Nachvollziehbar-
keit des Bebauungsplan-
Verfahrens im allgemeinen so-
wie fehlende Transparenz und
Vergleichbarkeit der Eingriffs-

bewertungsverfahren im beson-
deren führen bei den Landwirten
zu großem Misstrauen gegen-
über der Verwaltung. Sie mei-
nen, ihnen würden Informatio-
nen vorenthalten, die Verwal-
tung „spiele nicht mit offenen 
Karten“, wolle nur möglichst bil-
lig davon kommen.

 Auf großes Unverständnis sto-
ßen Konzeptionen, die Eingriffe
in Ackerland (z.B. hohe Acker-
zahl, geringer Biotopwert) einer-
seits als weniger erheblich als
Eingriffe in wertvolle Biotop-
strukturen einstufen, andererseits
aber zu Ausgleichsmaßnahmen
führen, die z.B. die Anlage einer
Streuobstwiese auf ebenfalls
bestem Ackerland vorsehen.
Diese Vorgehensweise mag
prinzipiell zwar rechtlich haltbar
sein, eine nachhaltige Landnut-
zung ist damit jedoch häufig
nicht gewährleistet und ent-
spricht zudem auch nicht den
Grundsätzen des funktionsbezo-
genen Ausgleichs von Eingrif-
fen. Ersatzmaßnahmen sollten
nur bei Nichtvorhandensein an-
derer, funktionsbezogener Aus-
gleichsmöglichkeiten zum Tra-
gen kommen, nicht jedoch von
vornherein anvisiert werden.

5. Lösungsvorschläge

Da die Umsetzungsprobleme auf
verschiedenen thematischen Ebenen
liegen, müssen auch Lösungsansätze
differenziert betrachtet werden:

5.1 Berücksichtigung der
Realisierbarkeit bestimmter
Maßnahmentypen

Speziell im Verdichtungsraum mit
seinen enormen Nutzungskonkurren-
zen muss bereits in der Planung die
Machbarkeit eingeschätzt werden,
was sich auf die Wahl des Maßnah-
mentyps auswirkt. Häufig wird näm-
lich in Ausgleichsplanungen die
Notwendigkeit einer nachhaltigen
Pflege sowie die Verwertbarkeit des
Aufwuchses nicht ausreichend be-
dacht. Je nach agrarstruktureller
Ausgangssituation (Betriebsformen
und –größen, Viehbesatz, Alters-
struktur der Landwirte, Anteil und

Ausrichtung direktvermarktender
Betriebe...) kann es deshalb sinnvoll
sein, Maßnahmen zu favorisieren, die
stark, wenig oder gar nicht auf die
(landwirtschaftliche) Nutzung bzw.
Pflege angewiesen sind. Deshalb
sollte folgendes unterschieden wer-
den:

a) nicht einer landwirtschaft-
lichen Nutzung unterlie-
gende Landschaftselemen-
te:

Für Maßnahmen wie z.B. Schaf-
fung von Auwäldern, Ufervege-
tation, Hecken, Feldgehölzen
oder Alleen gelten folgende
Grundsätze:

- die Pflege orientiert sich nahezu
ausschließlich an Naturschutz-
Zielen

- der Pflegeaufwand nimmt in der
Regel mit der Zeit ab und/oder
ist von vornherein relativ gering.

Diese Maßnahmentypen haben
insbesondere dann eine gute
Aussicht auf Umsetzung, wenn
die Flächen in Besitz der Kom-
mune sind. Eine nachhaltige
Pflege ist dort nur bedingt nötig,
weil die landwirtschaftliche Nut-
zung gänzlich aufgegeben wird.
Planungen auf Privatflächen, die
mangels Verkaufsbereitschaft
nicht realisiert werden können,
sollten als naturschutzfachliche
Zielvorstellung und nicht als
kurzfristig zu realisierende Maß-
nahme definiert werden. An-
dernfalls droht das Gesamtkon-
zept der Planung aufgrund feh-
lender Akzeptanz seitens der
Landwirtschaft zu scheitern
(Problem der „Rundum-
Ablehnung“). 

b) von landwirtschaftlicher
Nutzung geprägte Land-
schaftselemente:

Unter dieser Gruppe werden u.a.
die Schaffung von Extensivwie-
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sen, Magerrasen, Streuobstwie-
sen und Brachen subsummiert.
Sie sind folgendermaßen charak-
terisiert:

- die Pflege orientiert sich vorran-
gig, aber nicht ausschließlich an
Naturschutz-Zielen

- für die Nachhaltigkeit der Maß-
nahme ist eine permanente Pfle-
ge Voraussetzung.

Zwar ist eine landwirtschaftliche
Nutzung auf diesen Flächen
nach wie vor gegeben, die ren-
table Bewirtschaftung wird je-
doch erheblich eingeschränkt.
Erfahrungsgemäß stoßen diese
Maßnahmentypen bei Landwir-
ten auf wenig Akzeptanz. Sollen
sie in größerem Umfang reali-
siert werden, ist aber die Koope-
ration mit den Landwirten un-
umgänglich, weil die Pflege in
der Regel nur mit Landwirten
bewerkstelligt werden kann.

Ausgleichsmaßnahmen sind per
Definition Maßnahmen zur Auf-
wertung von Natur und Land-
schaft. Dennoch ist nicht auszu-
schließen, dass auch in relativ
hochwertigen Bereichen Auf-
wertungen im o.g. Sinne mach-
bar sind. Je nach landschaftlicher
Ausstattung kann es durchaus
sinnvoll sein, naturschutzfachli-
che Aufwertungen stärker z.B.
durch Entwicklung bestehender
Habitate statt durch Neuschaf-
fung zu erreichen. Insofern sollte
beispielsweise nicht nur die
Streuobst-Neupflanzung, son-
dern auch die Entwicklungspfle-
ge bestehender Obstwiesen in
Betracht gezogen werden. Der
reine Erhalt wertvoller Struktu-
ren und Biotope hingegen gilt
nicht als Ausgleichsmaßnahme.

c) temporäre Maßnahmen zur
Überwindung des time lags

Zur Ermittlung des Umfangs von
Ausgleichsmaßnahmen werden in der
Regel Bilanzierungsmodelle (Punkte-
oder Wertstufenmodelle, siehe z.B.
NLÖ 1994) herangezogen, die nach

dem Schema Punktwert oder Wert-
stufe mal Fläche vorgehen. Nach
diesen Schemata muss dann z.B. ein
Eingriff in hochwertige Biotope
durch die Neuanlage von in der Re-
gel geringerwertigen Biotopen kom-
pensiert werden. Der dabei häufig
gegebene time lag, d.h. die verzöger-
te Wirkung der Ausgleichsmaßnah-
me aufgrund der zu Beginn nicht
vorhandenen „Reife“ des Biotops 
führt zu einem quantitativen Flä-
chenzuschlag, der ein mehrfaches der
Eingriffsfläche ausmachen kann
(siehe hierzu UMWELTMINISTERIUM
1996). Das Ersetzen von Qualität
durch Quantität hat jedoch zwei
große Nachteile:

- Hinsichtlich des naturschutz-
fachlich angestrebten Ziels kann
eine vorhandene hohe „Biotop-
Qualität“ nicht durch eine größe-
re „Biotop-Quantität“ ersetzt 
werden.

- Der Mehrbedarf an Fläche führt
seitens der Landwirtschaft insbe-
sondere im Verdichtungsraum zu
großer Verdrossenheit, weil ihr
weitere Flächen entzogen wer-
den. Dies ist einer effektiven
Maßnahmenumsetzung, die ja
ihrerseits wiederum häufig auf
die Akzeptanz und z.T. auch auf
die Mitarbeit von Landwirten
angewiesen ist, sehr abträglich.

Maßnahmen, die ihre Wirkung sehr
rasch entwickeln, also einen time lag
nicht oder nur in geringem Umfang
aufweisen, können sowohl aus Sicht
des Naturschutzes als auch der
Landwirtschaft interessant sein. Für
das Modellprojektgebiet wurden
zwei solcher Maßnahmentypen dis-
kutiert, die von der Unteren Natur-
schutzbehörde als Ersatz für den
Flächenzuschlag (nicht jedoch als
genereller Ersatz für die notwendigen
permanenten Maßnahmen) anerkannt
würden:

1) Zur Förderung noch vorhan-
dener Rebhuhn-Populationen
machen Grünland- bzw. Brache-
streifen zwischen Ackerflächen
besonderen Sinn. Diese Streifen
können durchaus wechseln,
müssen also nicht permanent in
einer bestimmten Parzelle lie-
gen. Wenn sie zur Überwindung

des time-lags z.B. einer Gehölz-
pflanzung eingesetzt werden,
sind sie zwar keine Ausgleichs-
maßnahme im engeren Sinne,
weil sie andere Schutzzwecke
beabsichtigen (z.B. Neuntöter-
vs. Rebhuhnschutz). Im Rahmen
der flexibilisierten Anwendung
der Kompensationsgrundsätze
nach §1a BauGB-neu ist dies
dennoch zulässig. Prinzipiell
könnten die Streifen nach einge-
tretener Reife der permanenten
Maßnahme (z.B. Gehölzpflan-
zung im selben Flächenumfang
wie die Eingriffsfläche) wieder
beseitigt werden. Aus natur-
schutzfachlicher Sicht ist es na-
türlich sinnvoller, wenn sie be-
lassen werden und der Kompen-
sation weiterer time lag-Effekte
dienen.

2) Im Rahmen der Erstellung des
Flächennutzungs- und des Land-
schaftsplans des Modellprojekt-
gebiets wurden Eingriffe in
hochwertige Biotope über das
Minimierungsgebot reduziert. In
80% der Fälle wurden Bauflä-
chen festgesetzt, bei denen vor-
rangig das Schutzgut Boden be-
troffen war. Die Kompensati-
onsvorschläge sahen deshalb
folgerichtig z.B. Erosions-
schutzmaßnahmen in erosions-
gefährdeten Ackergebieten vor.
Diese bestehen aus dauerbegrün-
ten Streifen, die die Hanglänge
verringern und damit den Hang-
abfluss von Oberflächenwasser
bremsen sollen. Es wird nicht
die genaue Lage, sondern ledig-
lich ein bestimmter Flächenan-
teil festgelegt, der mit den Grün-
streifen belegt sein soll. Die
Landwirte können im Rahmen
der festgelegten Räume die Lage
der Streifen selbst wählen, fix
bleibt einzig der Gesamt-
Flächenumfang (siehe hierzu
WERKGRUPPE GRUEN 2001).

5.2 Ausrichtung auf Maß-
nahmen mit Mehrfachnutzen
(multiple land use)

Die angesprochenen Nutzungskon-
kurrenzen im Verdichtungsraum
können im Falle der Ausgleichsflä-
chen am ehesten dadurch überwun-
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den werden, dass die Maßnahmen
mehrere Funktionen erfüllen:

 Eine Bachrenaturierung o.ä.
kann neben ihrer Funktion im
Naturhaushalt durchaus auch das
Landschaftsbild aufwerten und
dadurch einen Beitrag zur Stei-
gerung des Erholungswerts der
Landschaft beitragen. Als Zu-
satznutzen für die Landwirt-
schaft kann die Veröffentlichung
einer Pflanz- oder Pflegeaktion
in der Ortspresse, die unter akti-
ver Beteiligung von Landwirten
durchgeführt wird, einen Image-
gewinn herbeiführen. Auch öko-
nomisch können Landwirte pro-
fitieren: das Mähen eines Ufer-
streifens oder einer Streuobst-
wiese kann durchaus in den be-
trieblichen Ablauf integrierbar
sein. Ein solches Beispiel findet
sich in der Gemeinde Remseck
(Kreis Ludwigsburg): Eine Gra-
benrenaturierung stellt eine Aus-
gleichsmaßnahme dar und ist
gleichzeitig punktuell Raum für
die Erholung und die Umwelt-
bildung. Die Landwirte regten
die Maßnahme an, gaben wert-
volle Hinweise für die Detail-
planung, wirken bei der Umges-
taltung aktiv mit und werden in
die künftige Pflege des Grabens
eingebunden (STADTLANDFLUSS
2002).

 Extensivierungsmaßnahmen
(z.B. Düngung, Pestizide,
Schnitthäufigkeit bzw. –termin)
könnten im Rahmen der Umstel-
lung auf Biolandbau gesichert
werden, da solche Anbauverfah-
ren strukturell kompatibel mit
Naturschutzgedanken sein kön-
nen und mit der Betriebsorgani-
sation eher vereinbar sind
(KRATSCH 2001). Hier wäre eine
Regelung zu nennen, wie sie in
der Schweiz zur Anwendung
kommt: Ein Betrieb, der als na-
turverträglich anerkannt werden
möchte (integrierter und Öko-
Landbau), muss 5 bzw. 10 %
seiner Nutzfläche naturschutz-
orientiert bewirtschaften (z.B.
Anlage von Hecken,
Feuchtgrünland etc.). Eine
pauschale Einstufung des
Ökologischen Landbaus als
Ausgleichsmaßnahme ist jedoch
nicht sinnvoll.

 Die Bündelung verschiedener
Maßnahmen, z.B. in Wasser-
schutzgebieten: die wasserrecht-
lich begründete Reduzierung des
Nitratgehaltes (z.B. durch Auf-
lagen bei der Düngung) oder das
Umbruchverbot könnten gekop-
pelt werden mit stukturellen
Veränderungen (z.B. Gehölz-
pflanzungen); nach unseren Er-
fahrungen sind Landwirte eher
bereit, weniger intensiv nutzbare
Flächen zu extensivieren als sol-
che mit hoher Bonität. Diese
Maßnahmenbündelung ist je-
doch rechtlich derzeit nicht gesi-
chert und wäre im Einzelfall zu
prüfen (LANGNER 2001).

 Andere Formen des multiple
land use, wie sie derzeit in den
Niederlanden (VAN DER VALK
2001) oder im Regionalpark
Rhein-Main (RAUTENSTRAUCH
1999) diskutiert und angewandt
werden, wären in baden-
württembergischen Verdich-
tungsräumen ebenfalls sinnvoll.

5.3 Evaluation verschiedener
Finanzierungsstrategien

Anerkannte Ausgleichsmaßnahmen
sind per Umlage refinanzierbar und
sind somit für die Gemeinde kosten-
neutral. Die klassischen Wege sind
bekannt und brauchen hier nicht
wiederholt zu werden (siehe hierzu
WIRTSCHAFTSMINISTERIUM 1998).
Erwähnt werden sollten aber insbe-
sondere Modelle, die entweder be-
reits praktiziert oder derzeit in der
Diskussion sind:
 Das Mainzer Modell sieht die

Umlage der Kosten für die Her-
stellung, Entwicklung und Pflege
von Ausgleichsflächen über einen
Zeitraum von 50 Jahren vor. Die
Ausgleichsflächen werden als
Flächen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Natur
und Landschaft nach §9(1) Nr. 20
BauGB und gleichzeitig nach Nr.
22 als Gemeinschaftsanlage aus-
gewiesen. Im Rahmen des Umle-
gungsverfahrens erhält jeder Ei-
gentümer eines Baugrundstückes
Miteigentum an der Gemein-
schaftsanlage, die als „Kompen-
sationsmaßnahme“ definiert ist 
und wird mit den Kosten für de-

ren Herstellung und dauerhafter
Unterhaltspflege anteilig belastet
(STADTVERWALTUNG MAINZ
2000 und LfU 2000). Eine recht-
liche Möglichkeit, dieses Vorge-
hen verbindlich festzuschreiben,
besteht derzeit nicht. Die Grund-
stückseigner verpflichten sich
vertraglich, die Maßnahmen mit-
zutragen; der Abstimmungsauf-
wand ist entsprechend groß, aber
dennoch fruchtbar. Die Flächen
befinden sich meist im räumli-
chen Zusammenhang mit dem
Baugebiet und stoßen auf relativ
große Akzeptanz, vermutlich weil
eine gewisse Identifikation der
Eigners mit „seiner“ Kompensa-
tionsfläche vorliegt (STADTVER-
WALTUNG MAINZ 2000).

 Die LfU empfiehlt, Kosten für
die dauerhafte Pflege auf den
Grundstückspreis umzulegen. Das
setzt allerdings voraus, dass die
Flächen für Kompensationsmaß-
nahmen und die Baugrundstücke
im Besitz der Gemeinde sind
(LfU 2000). Diese Lösung ist aus
unserer Sicht rechtlich derzeit
nicht abgesichert, wenngleich
sehr sinnvoll. Es bleibt abzuwar-
ten, inwiefern sich die Forderung
nach einer deutlichen Ausdeh-
nung der refinanzierbaren Ent-
wicklungszeiträume durchsetzen
lässt.

 Die Mustersatzung der kommu-
nalen Spitzenverbände sieht Zeit-
spannen für die Refinanzierung
von Ausgleichsmaßnahmen von
bis zu 5 Jahren vor. Diese Zeit-
spanne ist für viele Maßnahmen
zu kurz: die Kosten für pflegein-
tensive Maßnahmen wie z.B.
Baumpflanzungen (Baumschnitt,
Mahd des Unterwuchses etc.) be-
lasten dann nach kurzer Zeit den
städtischen Etat. Eine deutliche
Verlängerung dieser Zeiträume
auf bis zu etwa 15 bis 25 Jahre
wäre hier ergebnisorientierter.
Zwar lässt die Mustersatzung
auch bisher schon Überschreitun-
gen der Zeiträume zu, jedoch nur
als zu begründenden Sonderfall.

 Auf die refinanzierbare Erst- und
Entwicklungspflege (s.o.) könnte
bei bestimmten Maßnahmen die
Inanspruchnahme von MEKA-
Geldern folgen. Beispiel: Die
Kosten der Anlage und der ma-
ximal 5jährigen Entwicklungs-
pflege einer Streuobstwiese oder
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einer mageren Extensivwiese las-
sen sich durch Umlage refinan-
zieren; die Erhaltungspflege er-
folgt über MEKA. Wenn die
Koppelung bereits vor Maßnah-
menbeginn gesichert ist, ist damit
die Nachhaltigkeit der Maßnahme
gewährleistet und für einen
Landwirt die Langfristigkeit der
Finanzierung ebenfalls gesichert.

 Mit Privateigentümern könnten
langfristige Verträge (ca. 25 Jah-
re) über die Durchführung einer
Ausgleichsmaßnahme geschlos-
sen werden. KRATSCH (2001) be-
fürwortet, für bestimmte Maß-
nahmentypen (z.B. solche mit in-
tensivem Pflegebedarf wie z.B.
Streuobstwiesen) zeitliche Befris-
tungen zuzulassen, falls ansons-
ten die Maßnahme gar nicht
durchgeführt werden kann. Hin-
sichtlich der Refinanzierung der
Maßnahme wäre zu klären, ob
dieser Betrag wegen der Proble-
matik des Eintretens der Erhal-
tungspflege zu Beginn als Ein-
malbetrag bezahlt werden muss
oder ob auch fortlaufende (z.B.
jährliche) Zahlungen möglich
sind. Prinzipiell sind auch Finan-
zierungsmodelle mit einer unend-
lichen Laufzeit denkbar (Fondslö-
sungen, siehe hierzu ABRESCH et
al. 1996). Letztere Lösung bietet
den Vorteil einer finanziellen Ab-
sicherung für den Pflegenden, so
dass nicht befürchtet werden
muss, dass irgendwann die ge-
schaffenen Biotopstrukturen aus
rechtlichen Gründen heraus Be-
standsschutz erhält (etwa als
§24a-Biotop) und der Landwirt
beim Wegfall bzw. Auslaufen der
Zahlungen die Pflege unentgelt-
lich zu managen hat.

 Grundsätzlich erscheinen frei-
willige Lösungen auf der Basis
von städtebaulichen Verträgen
wie z.B. in Mainz (s.o.) ein sinn-
voller und gangbarer Weg. In
Vaihingen/Enz werden über Städ-
tebaulicher Verträge mit den
Bauherren 3% des Grundstücks-
werts für Ausgleichsmaßnahmen
einbehalten und damit insbeson-
dere der Grundstückserwerb fi-
nanziert. Bei den derzeitigen
Maßnahmen fallen zudem kaum
Folgekosten an; die Landwirt-
schaft nimmt die Grünlandflächen
zu einem reduzierten Pachtpreis

gerne auf und pflegt sie durch
Nutzung (HALLER 2001).

 Die grundsätzliche Einführung
einer Ausgleichsabgabe in der
Bauleitplanung analog zur Rege-
lung bei Planfeststellungsverfah-
ren für den Teil der geplanten
Ausgleichsmaßnahmen wäre sehr
hilfreich. Diese Ausgleichsabgabe
sollte jedoch nicht generell und
gleichberechtigt neben dem ech-
ten, schutzgutbezogenen Aus-
gleich oder dem schutzgutüber-
greifenden Ersatz stehen. Viel-
mehr wäre sie für alle diejenigen
Fälle anzuwenden, wo nach Aus-
schöpfen aller Möglichkeiten
noch ein Rest-Ausgleichsbedarf
für Maßnahmen besteht, die z.B.
aufgrund fehlender Flächenver-
fügbarkeit nicht realisierbar sind.
Nach unseren Erfahrungen ist die
Neigung von Kommunen, Fi-
nanzmittel für Ausgleichsmaß-
nahmen, die auf Fremdgemar-
kungen realisiert werden sollen,
zu vergeben, relativ gering. Die
Einführung einer Ausgleichsab-
gabe würde deshalb die ernsthafte
Suche nach für Ausgleichsmaß-
nahmen geeignete Flächen auf
der Gemarkung unterstützen.

Eine solche Abgabe könnte
z.B. als Fonds (s.o.) bei der
Unteren Naturschutzbehörde
am Landratsamt geführt
werden. Mit den Mitteln des
Fonds könnten einerseits
„direkte“, d.h. im klassi-
schen Sinne die Bewirt-
schaftung der aufzuwerten-
den Flächen betreffende
Maßnahmen finanziert wer-
den. Es wäre jedoch auch
denkbar, „indirekte“ Maß-
nahmen, die bis dato fehlen-
de Voraussetzungen für die
nachhaltige (Entwicklungs-
)Pflege und damit Struktu-
ren für die nachhaltige Nut-
zung schaffen, aus dem
Fonds zu finanzieren (z.B.
Bau eines Schafstalls, Zu-
schüsse für den Bau einer
Biogasanlage, in der
Schnittgut verwertet wird
oder für eine Betonplatte für
die Grüngutrotte). Die ein-
gesetzten Mittel sollten in
letzter Konsequenz auch für
die kontinuierliche Durch-
führung von Pflegemaß-
nahmen verwendet werden

können, nämlich dann, wenn
alle anderen Möglichkeiten
der Aufwertung ausge-
schöpft worden sind.

Folgende „Spielarten“ der Aus-
gleichsabgabe stehen zur Diskus-
sion:

1. Ausgleichsabgabe für tem-
poräre Entwicklungsdefizi-
te
Das LANA-Gutachten zur
Anwendung der Eingriffsre-
gelung (UMWELTMINISTERI-
UM BADEN-WÜRTTEMBERG
1996) sieht für Ausgleichs-
maßnahmen, die eine Ent-
wicklungszeit von 5 bis 25
Jahren benötigen sowie für
Ersatzmaßnahmen (definiti-
onsgemäß mit mehr als 25
Jahren Entwicklungsdauer)
vor, dass für diese kein flä-
chenmäßiger Zuschlag erfol-
gen soll. Stattdessen soll für
das temporäre Defizit eine
Ersatzgeldzahlung erfolgen,
deren Höhe sich an der Ent-
wicklungszeit bemisst. Die
Zahlung beinhaltet eine (z.B.
auf 25 Jahre) befristete Ent-
wicklungspflege. Es wäre in
diesem Zusammenhang
denkbar, dass das temporäre
Entwicklungsdefizit der an-
gelegten Ausgleichsmaß-
nahmen statt durch Flächen-
aufschlag durch ebenso tem-
poräre Maßnahmen aufge-
fangen wird (siehe hierzu
Kapitel 4.1).

2. Ausgleichsabgabe bei feh-
lender Flächenverfügbar-
keit
Besonders sinnvoll erscheint
die Ausgleichsabgabe aus
unserer Sicht für den Teil der
Kompensation, der nach
Ausschöpfen aller Möglich-
keiten verbleibt, und zwar
sowohl innerhalb des Gel-
tungsbereichs eines Bebau-
ungsplans als auch planex-
tern an anderer Stelle. Auch
aus Gründen der Gleichbe-
handlung von Eingriffsverur-
sachern wäre diese Handha-
bung aus unserer Sicht ge-
rechter: die Verfügbarkeit
von Flächen für Ausgleichs-
maßnahmen sollte nicht aus-
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schlaggebend dafür sein, ob
ein Eingriffsverursacher für
die Maßnahmen voll oder nur
zum Teil aufkommen muss.

3. Versiegelungsabgabe
Auch der Sachverständigen-
rat für Umweltfragen (SRU
2000) drängt auf eine (Wie-
der-)Einführung einer Aus-
gleichsabgabe in Bebauungs-
plan-Verfahren, die in man-
chen Bundesländern (z.B.
Hessen) bis zur Novellierung
des BauGB 1998 existierte.
Sie sollte in Form einer Ver-
siegelungsabgabe erhoben
werden, wobei dem aller-
dings derzeit noch die Rege-
lung in §8a Abs. 2
BNatSchG entgegen steht.
Der Umweltrat spricht sich
für eine entsprechende Ände-
rung aus (Grundsatz 463,
Seite 231 des SRU-
Gutachtens).

Für Maßnahmentypen, die stark
auf eine (veränderte) landwirt-
schaftliche Nutzung abgestimmt
sind (z.B. Erosionsschutzstrei-
fen; Altgrasstreifen am Acker-
rand oder zwischen Äckern zur
Förderung des Rebhuhns), ist ein
„Herauskaufen“ wenig sinnvoll 
bzw. sehr aufwändig (z.B. Ver-
messungsarbeiten) und wenig
praktikabel, so dass das Über-
führen in den öffentlichen Besitz
aus praktischen Gründen nahezu
unmöglich ist. Da aber z.B. ein
Eingriff, der vorrangig das
Schutzgut Boden betrifft, sinn-
vollerweise auch schutzgut-
bezogen ausgeglichen werden
soll, kann somit das Belassen in
Privatbesitz in manchen Fällen
eine praktikable Lösung sein.
Dies gilt insbesondere für tem-
poräre, jedoch nicht grundsätz-
lich für dauerhaft angelegte
Maßnahmen.

Zusammenfassend bleibt festzuhal-
ten, dass privatrechtliche Vereinba-
rungen naturschutzfachlich sinnvoll
sein können, rechtlich derzeit aber
nicht abgesichert sind. Dennoch
erscheint die Rechtssicherheit unter
bestimmten Voraussetzungen er-
reichbar. Speziell bei temporären
Maßnahmen, die auf die Kompensa-
tion eines time-lags abzielen, wäre

das Belassen in Privatbesitz ein
praktikabler Weg.

5.4 Änderungen im Pla-
nungsprozess und an der
„Planungskultur“

Sollen Ausgleichsmaßnahmen auf
landwirtschaftlichen Flächen reali-
siert werden, steht und fällt die Um-
setzung mit der Akzeptanz bei den
bisherigen Bewirtschaftern. Diese
kann durch folgende Schritte verbes-
sert werden:

a) Empfehlungen an Kom-
munalverwaltungen

 Der wichtigste Faktor im Um-
gang mit Landwirten ist die Of-
fenheit und Transparenz des
Verfahrens. Die Landwirte
möchten als Partner gesehen
werden, die es nicht nur frühzei-
tig zu informieren, sondern auch
aktiv einzubinden gilt. Die Aus-
sage eines Landwirts soll den
Sachverhalt erläutern: „Wenn 
wir Landwirte wüssten, was
Maßnahme X an Ausgleichsbe-
darf abdeckt, könnte man sich
viel eher auf etwas einigen.“ 
Ohne Transparenz kann das
Misstrauen nicht abgebaut wer-
den! Den Landwirten muss auf-
gezeigt werden, wie sie sich im
Planungsprozess einbringen
können und welche Möglichkei-
ten sie im Management der Aus-
gleichsflächen haben. Wenn
Landwirte sich informiert und
ernst genommen fühlen, ist die
Chance auf eine konsensuale Ei-
nigung deutlich größer als wenn
sie das Gefühl haben, aufgrund
fehlender Information „über den 
Tisch“ gezogen zu werden.

 Um die Akzeptanz der Maß-
nahmentypen zu erhöhen, sollte
im Flächennutzungsplan-
Verfahren der „in-etwa-Bedarf“
an Flächen zur Eingriffskompen-
sation dargelegt werden. Zwar
wird man nicht quadratmeterge-
nau angeben können, was wo
benötigt wird. Eine grobe Anga-
be unter Anwendung eines aner-
kannten Bilanzierungsmodells
dürfte jedoch möglich sein. Soll-
te sich herausstellen, dass der

Umfang der Kompensationsflä-
chen die Flächenumfänge der im
Flächennutzungsplan definierten
Baugebiete deutlich überschrei-
tet, wäre wichtig, die in Kapitel
5.1 genannten Möglichkeiten an
temporären Maßnahmen zu be-
nennen und zu quantifizieren.

 Sofern fachlich sinnvoll, sollten
bevorzugt solche Maßnahmen
ins Auge gefasst werden, die
starke ökologische Aufwertun-
gen erwarten lassen und dadurch
indirekt flächensparend wirken
(z.B. Umwandlung eines Ackers
in der Aue in Feuchtgrünland
mit Vernetzungsfunktion). Glei-
ches gilt für Maßnahmen, deren
Wirkung über die eigentliche
Maßnahmenfläche hinaus geht
(Beispiele: Wiederherstellung
der Durchgängigkeit eines
Fließgewässers oder Anlage
bzw. Optimierung von Tritt-
steinbiotopen in strukturreichen,
aber wegen fehlender Rückzugs-
räume zoologisch verarmten Ge-
bieten).

 Wenn z.B. sicher gestellt werden
kann, dass eine Maßnahme mit
großem Flächenumfang, die evtl.
von mehreren Landwirten getra-
gen wird, einen Großteil des Ge-
samt-Ausgleichsbedarfs abdeckt,
wird diese eher durchsetzbar
sein als viele kleine, die mit der
Gesamtheit der Landwirte disku-
tiert und abgestimmt werden
muss.

 Für den Fall, dass z.B. aus
Gründen fehlender Verfügbar-
keit an geeigneten Flächen nicht
schutzgutbezogen kompensiert
werden kann, sollte eine Strate-
gie für andere Arten der Kom-
pensation vorliegen. Zwar wer-
den dann „Eingriffe in Äpfel
durch Birnen ausgeglichen“, was 
naturschutzfachlich sicherlich
nicht optimal ist. Da dies recht-
lich jedoch möglich ist (und er-
fahrungsgemäß in vielen Fällen
die Kommunen im Verdich-
tungsraum letztenendes auch gar
keine Alternativen zu diesem
Vorgehen haben), sollte prinzi-
piell bekannt sein, wie und wo
kompensiert werden soll. Hierfür
eignet sich in besonderem Maße
die Einführung eines Ökokontos.
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 Mit den Landwirten zusammen
sollten die „weichen Standort-
faktoren“ bzw. die immateriellen 
Vorteile, die die Landschaftsges-
taltung auch für die Landwirt-
schaft hat, herausgearbeitet wer-
den. Hieraus kann sich für die
Landwirtschaft ein nicht uner-
heblicher Imagegewinn ergeben.

b) Empfehlungen an Landwir-
te und an Landwirtschafts-
verwaltungen

 Landwirtschaftliche Belange bei
der Auswahl von Ausgleichsflä-
chen bleiben häufig deswegen
unberücksichtigt, weil die be-
troffenen Landwirte die Auswei-
sung solcher Flächen rundweg
ablehnen. Kompromissbereit-
schaft kann aber mittelfristig für
sie günstiger sein als die Ver-
weigerungshaltung. Da eine
Kommune gesetzlich zum Aus-
gleich von Eingriffen verpflich-
tet ist, erreichen die Landwirte
mit der generellen Ablehnung
Ausgleichsmaßnahmen nur we-
nig. Wenn keine konsensuale
Lösung hinsichtlich der Flä-
chenwahl absehbar ist, ist das
primäre Kriterium die Verfüg-
barkeit und nicht die natur-
schutzfachliche Eignung einer
Fläche. Neu angelegte Streu-
obstwiesen ohne jeglichen Bio-
topverbund auf hochwertigen
Ackerflächen sind hierfür nur
ein Beispiel. Wenn die Landwir-
te sich hingegen einbringen, ha-
ben sie deutlich mehr Einfluss
auf die Auswahl der Flächen und
können auch die Art der Maß-
nahmen mitbestimmen.

 Wenn Ausgleichsflächen erst
von Dritten gekauft werden
müssen, kann dem Problem des
St.-Florians-Prinzips („Hauptsa-
che, meine Pachtfläche wird
nicht umgewidmet“) mit einer 
landwirtschafts-internen „Aus-
gleichsflächen-Börse“ begegnet 
werden. Diese Börse kann über
einen „Ausschuss für Aus-
gleichsmaßnahmen“ initiiert und 
organisiert werden und könnte
folgendermaßen strukturiert
sein:

Der Kompensationsflächenpool
des Landschaftsplans zeigt Flä-
chen auf, die prinzipiell für eine
naturschutzfachliche Aufwertung
geeignet sind. Solange die Kom-
munalverwaltung keine weiteren
Flächen benötigt, werden diese
wie bisher bewirtschaftet. Im Fal-
le eines Eingriffs bzw. bei vor-
zeitlicher Kompensation meldet
die Kommune bei der Börse Be-
darf an und übernimmt eine be-
stimmte Fläche mit einem defi-
nierten Aufwertungspotenzial.
Das bedeutet, dass die Landwirte
sich im Vorfeld untereinander
darauf einigen, welche Flächen
des Entwicklungskonzeptes des
Landschaftsplans sie anbieten
können.

Es dürfte sowohl im Interesse der
Landwirte als auch der Stadtver-
waltung liegen, wenn die konkre-
ten Umsetzungsflächen nicht öf-
fentlich bekannt sind. Da in Ver-
dichtungsräumen bei den meisten
landwirtschaftlich genutzten Flä-
chen Bewirtschafter und Eigen-
tümer nicht identisch sind, besteht
ansonsten die Gefahr, dass die
Pachtpreise für alle Flächen im
Ausgleichspool in die Höhe ge-
hen. Daran können auch die
Landwirte kein Interesse haben,
weil im Sog einer solchen Erhö-
hung auch andere Flächen sowohl
in der Pacht als auch im Kauf teu-
rer werden. Zudem haben die
Landwirte so eine größere Ein-
flussmöglichkeit auf die Auswahl
einer Fläche –auch im Pool gibt
es Flächen mit besserer und
schlechterer Eignung für die Ag-
rarproduktion –und können sich
notfalls gegenseitig entschädigen,
wenn ein Landwirt überproporti-
onal viel Fläche zur Verfügung
stellt. Wenn die Kommune ihrer-
seits im Außenbereich hochwerti-
ge Ackerflächen besitzt, kann sie
durch das Angebot eines Flächen-
tausches sicherstellen, dass ge-
eignete Flächen aus dem Pool für
Ausgleichsmaßnahmen bereitge-
stellt werden.

Der Ausschuss und ggf. auch die
Börse könnten vom ALLB koor-
diniert und geführt werden. Damit
wäre gewährleistet, dass einzelne
Landwirte sich nicht der Gefahr
aussetzen, als „Börsianer“ Infor-
mationsvorsprünge vor anderen

Landwirten zu haben und damit
landwirtschafts-interne Probleme
geschaffen werden.

 Die Kommunikation zwischen
Planern und Landwirten ist nicht
Bestandteil der HOAI, die die
Grundlage für Leistungen und
Honorare bildet; eine inhaltliche
Erweiterung („Abstimmung der 
geplanten Ausgleichsflächen mit
der Landwirtschaft“) würde sich 
positiv auf das Ergebnis auswir-
ken. Dies könnte z.B. dadurch
bewerkstelligt werden, indem
Landschaftspläne im Verdich-
tungsraum um eine AEP-
Komponente erweitert werden.

 Das ALLB könnte eine Anlauf-
stelle für „Fragen der Bauleit-
planung“ darstellen, und zwar 
sowohl hinsichtlich bebauungs-
plan-technischer als auch hin-
sichtlich Ausgleichsfragen. Ent-
sprechende Weiterbildungsmaß-
nahmen wären durchzuführen.

6. Zusammenfassung

Im Modellprojekt „Landwirtschaft 
im Verdichtungsraum“ des Landes 
Baden-Württemberg wurde der Frage
nachgegangen, welche Möglichkei-
ten die Landwirtschaft hat, sich in
(Landschafts-)Planungsprozesse
einzubringen, so dass über Konsens-
lösungen bessere Ergebnisse für die
Belange der Landwirtschaft und
gleichzeitig ökologisch sinnvolle
Konzepte erarbeitet werden können.
Ausgehend von bestehenden Defizi-
ten in der Kommunikation, die sich
in Problemen im Planungsprozess
niederschlagen, sowie nicht vorhan-
dener Sensibilität für die Zwänge der
jeweils anderen Seite werden Wege
der Problemlösung aufgezeigt. Die
Aussagen beziehen sich auf die Vor-
gehensweise und Art der Erstellung
von Maßnahmenkonzeptionen wie
sie innerhalb der derzeitigen Pla-
nungsstandards machbar sind. Weite-
re Hinweise werden zu notwendigen
Veränderungen in juristischer, finan-
zieller und kommunikativer Hinsicht
gegeben.
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Veränderung der Bodennutzung (Auswahl) in Baden-Württemberg von 1997 zu 2001 (Flächenstatistik)
Anlage 5

1

Land-/
Stadtkreis Bodenfläche Siedlungs- u. Verkehrsfläche Landwirtschaftsfläche Wald

1997 2001
Sal-
do

1997 2001 Saldo Veränderung
pro Jahr (Ø) 1997 2001 Saldo Veränderung

pro Jahr (Ø) 1997 2001 Saldo Veränderung
pro Jahr (Ø)

ha ha ha ha ha ha ha ha ha ha ha ha ha ha ha

Stuttgart 20.734 20.736 -2 10.197 10.341 144 36 5.175 5.039 -136 -34 4.955 4.949 -6 -2
BB 61.783 61.783 0 12.359 12.830 471 118 27.182 26.697 -485 -121 21.329 21.335 6 2
ES 64.146 64.144 2 14.411 14.827 416 104 30.136 29.641 -495 -124 18.495 18.598 103 26
GP 64.231 64.233 -2 9.817 10.047 230 58 33.281 32.904 -377 -94 20.369 20.508 139 35
LB 68.735 68.681 54 14.817 15.411 594 149 39.798 39.154 -644 -161 12.391 12.387 -4 -1
WN 85.818 85.814 4 13.642 13.994 352 88 37.932 37.405 -527 -132 33.336 33.517 181 45
HN Stadt 9.987 9.988 -1 3.329 3.440 111 28 4.929 4.887 -42 -11 1.391 1.390 -1 0
HN 109.956 109.991 -35 16.343 16.942 599 150 63.829 63.163 -666 -167 27.834 27.903 69 17
ÖHR 77.671 77.676 -5 9.033 9.362 329 82 45.904 45.263 -641 -160 21.262 21.630 368 92
SHA 148.412 148.403 9 15.029 15.573 544 136 85.301 84.402 -899 -225 45.940 46.271 331 83
TBB 130.457 130.443 14 12.374 13.298 924 231 77.316 75.960 -1.356 -339 37.731 38.236 505 126
HDH 62.723 62.713 10 6.953 7.235 282 71 28.143 27.807 -336 -84 26.984 27.019 35 9
AA 151.150 151.157 -7 16.427 17.238 811 203 74.808 73.456 -1.352 -338 58.106 58.551 445 111
RB S 1.055.803 1.055.762 41 154.731 160.538 5.807 1.452 553.734 545.778 -7.956 -1.989 330.123 332.294 2.171 543

Baden-Bad. 14.018 14.018 0 1.963 1.999 36 9 3.234 3.182 -52 -13 8.620 8.617 -3 -1
KA Stadt 17.347 17.346 1 7.699 7.632 -67 -17 4.218 4.288 70 18 4.518 4.517 -1 0
KA 108.490 108.496 -6 17.213 17.492 279 70 51.583 51.152 -431 -108 36.465 36.608 143 36
RA 73.880 73.883 -3 9.535 9.849 314 79 24.067 23.672 -395 -99 37.312 37.290 -22 -6
HD 10.883 10.883 0 3.119 3.164 45 11 3.046 3.002 -44 -11 4.414 4.414 0 0
MA 14.497 14.496 1 7.877 7.967 90 23 3.749 3.676 -73 -18 1.803 1.846 43 11
Neckar Odenw 112.630 112.632 -2 10.701 11.144 443 111 53.084 52.584 -500 -125 47.142 47.249 107 27
Rh-Neckar 106.180 106.171 9 18.199 19.032 833 208 47.506 46.541 -965 -241 37.836 37.944 108 27
PF Stadt 9.784 9.784 0 2.625 2.713 88 22 1.951 1.824 -127 -32 5.052 5.085 33 8
CW 79.753 79.753 0 7.785 8.099 314 79 21.645 21.338 -307 -77 49.287 49.274 -13 -3
ENZ 57.388 57.388 0 7.899 8.275 376 94 26.704 26.285 -419 -105 21.988 21.998 10 3
FDS 87.075 87.065 10 7.648 7.996 348 87 23.873 23.509 -364 -91 54.451 54.438 -13 -3
RB KA 691.925 691.915 10 102.263 105.362 3.099 775 264.660 261.053 -3.607 -902 308.888 309.280 392 98



Veränderung der Bodennutzung (Auswahl) in Baden-Württemberg von 1997 zu 2001 (Flächenstatistik)
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Land-/
Stadtkreis Bodenfläche Siedlungs- u. Verkehrsfläche Landwirtschaftsfläche Wald

1997 2001 Saldo 1997 2001 Saldo Veränderung
pro Jahr (Ø) 1997 2001 Saldo Veränderung

pro Jahr (Ø) 1997 2001 Saldo Veränderung
pro Jahr (Ø)

ha ha ha ha ha ha ha ha ha ha ha ha ha ha ha

EM 67.992 67.990 2 6.560 6.815 255 64 28.711 28.295 -416 -104 30.856 30.993 137 34
OG 186.072 186.071 1 19.411 20.098 687 172 74.312 73.177 -1.135 -284 86.955 87.300 345 86
RW 76.943 76.943 0 8.575 9.140 565 141 34.900 34.080 -820 -205 32.447 32.588 141 35
VS 102.514 102.524 -10 10.548 11.021 473 118 44.112 43.556 -556 -139 46.753 46.796 43 11
TUT 73.435 73.435 0 7.482 7.937 455 114 28.495 27.886 -609 -152 36.301 36.455 154 39
KN 81.799 81.776 23 11.034 11.666 632 158 42.342 41.374 -968 -242 26.858 27.024 166 42
LÖR 80.682 80.681 1 9.134 9.450 316 79 29.069 28.633 -436 -109 41.159 41.299 140 35
WT 113.118 113.117 1 10.200 10.826 626 157 45.916 45.055 -861 -215 55.144 55.396 252 63
RB FR 784.552 784.538 14 84.941 88.954 4.013 1.003 329.854 324.057 -5.797 -1.449 358.470 359.852 1.382 346

RT 109.412 109.410 2 12.354 12.776 422 106 56.138 55.547 -591 -148 39.629 39.793 164 41
TÜ 51.916 51.916 0 8.421 8.684 263 66 24.802 24.499 -303 -76 17.845 17.878 33 8
BL 91.772 91.773 -1 11.108 11.569 461 115 42.147 41.384 -763 -191 36.773 37.074 301 75
Ulm Stadt 11.869 11.869 0 3.434 3.531 97 24 5.627 5.537 -90 -23 2.241 2.247 6 2
UL 135.733 135.732 1 13.562 14.045 483 121 80.056 79.462 -594 -149 39.812 39.956 144 36
BC 140.984 140.984 0 14.081 14.713 632 158 85.161 84.182 -979 -245 39.363 39.635 272 68
FN 66.471 66.478 -7 8.644 8.926 282 71 38.120 37.837 -283 -71 18.583 18.604 21 5
RV 163.179 163.181 -2 14.691 15.433 742 186 99.298 98.273 -1.025 -256 46.248 46.528 280 70
SIG 120.428 120.435 -7 10.344 11.056 712 178 60.373 59.625 -748 -187 45.547 45.715 168 42
RB TÜ 891.764 891.778 -14 96.639 100.733 4.094 1.024 491.722 486.346 -5.376 -1.344 286.041 287.430 1.389 347

tägliche
Zunahme

tägliche
Abnahme

tägliche
Veränderung

Ba-Wü. 3.424.044 3.423.993 51 438.574 455.587 17.013 11,65 1.639.970 1.617.234 -22.736 -15,57 1.283.522 1.288.856 5.334* 3,65

* Waldfläche: Von den Zunahmen im Zeitraum 1997-2001 waren ca. 22% Erstaufforstungen und ca. 78% sonstige Zugänge (z.B. ungelenkte Sukzession)


